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Vor einem Jahre.
Rückblick auf den Generalſtreik.

W. K. Jn dieſen Wochen vor einem Jahre war in Halle
Generalſtreik. Das mitteldeutſche Proletariat legte eine
revolutionäre Kraftprobe ab. Es hat dieſe Probe glänzend be
ſtanden. Trotz allem Böſen, das von außen her in die Bewegung
hineingetragen wurde, hat ſich das klaſſenbewußte Proletariat
unſeres Bezirks, haben ſich die organiſierten Männer und Frauen,
die Angeſtellten und Arbeiter in den beiden Wochen um den 1. März
1919 prächtig gehalten.

Sie haben für zwei volle Wochen das Dichterwort zur Wahrheit
gemacht: Alle Räder ſtehen ſtill, wenn dein ſtarker
Arm es will

Revolutionäre Stimmung durchzitterte damals die Arbeiter
maſſen. Jn allen klaſſenbewußten Proletariern lebte damals

wie heute der Wille, wahr werden zu laſſen das andere Dichter-
wort: Die halbe Revolution zur ganzen müßt ihr
machen

Der politiſchen Umwälzung der Novembertage 1918 ſollte die
ſoziale Umwälzung folgen. An hundert Stellen des deutſchen
Landes hat dieſe Kampfesſtimmung der Arbeiter und Soldaten zu
revolutionären Aufwallungen geführt. Aber Zerriſſenheit lähmte
alle dieſe Bewegungen. Die unmittelbare Machtergreifung der
Arbeiter war in jedem dieſer einzelnen Kämpfe das ſelbſtändige
Ziel. An ihrer Hundertfältigkeit gingen dieſe zerfahrenen Aktionen
der vielen Städte zugrunde.

Unſer Generalſtreik ſtellte die ſozialen Probleme in den
Vordergrund. Kampf dem Wirtſchaftsprinzip des Kapitalismus!
Nieder mit den Jnduſtriekönigen! Jhre Macht zu brechen, die
kapitaliſtiſche Vorherrſchaft im Wirtſchaftsleben zu überwinden,
das waren die Ziele und Zwecke unſerer Bewegung.

Aber nie werden wir den politiſchen Charakter dieſes Kämpfes
lengnen, denn das heutige Staatsweſen mitſamt ſeiner politiſchen
Demokratie iſt nur der Ueberbau des kapitaliſtiſchen Wirtſchafts
ſyſtems. Wird dieſe Wirtſchaftsweiſe erſchüttert und von den
Proletariern überwunden, dann wird der ſtaatliche Oberbau mit-
geriſſen, um ſich umwälzend neuzugeſtalten.

Damals war noch ſtaatliche Umwälzung! Damals
war noch kein feſter politiſcher Ueberbau! Damals konnte eine
ſoziale Umwälzung die halbe Revolution zur ganzen machen!

Die Streikkonferenzen und Streikleitungen kannten dieſe Stim
mung der Maſſen durchaus. Und nur bei der außergewöhnlich
guten und einheitlichen Organiſation der Arbeiterſchaft im mittel-
deutſchen Streikgebiet konnte es gelingen, die revolutionäre Stim
mung, die zum Ausbruch drängte, auf konkrete Tagesfragen zu
konzentrieren, die im Bereiche der nächſten Möglichkeit lagen.

Sozialiſtiſche Betriebsräte wurden gefordert und für ſie volles
Kontrollrecht über das noch immer kapitaliſtiſche Wirtſchafts
getriebe, entſcheidendes Mitbeſtimmungsrecht über ihre eigenen
Verhältniſſe in Betrieben und Bureaus verlangten die Arbeiter und
Angeſtellten. Wir glaubten noch an die Sozialiſierung,
und durch die Betriebsräte, die mit Machtfunktionen ausgeſtattet
ſein follten, hofften wir, den Sozialismus tatkräſtig vorantreiben
zu können! Für die von der Führung formulierten Tagesforde-
rungen wäre eine Bewegung von ſolcher Maſſenhaftigkeit nicht zum
Ausbruch gekommen wenn nicht in den Maſſen das Streben zum
Sozialismus machtvoll gärte, wenn nicht der Schrei nach ſozialer
Umwälzung Gehör forderte.

Damals wie heute häufte die Regierung Ungeſchicklichkeiten
auf Ungeſchicklichkeiten, ſie arbeitete dem Ausbruch der Maſſen-
ſtimmung unbewußt aber unabläſſig vor. Ohne Gefühl für ſoziale
Notwendigkeiten wies ſie die ſowohl aus den rheiniſchweſtfäliſchen,
wie aus den mitteldentſchen Grubenbezirken kommenden
Forderungen nach einflußreichen Betriebsräten zurück. Wochen
lang wurde mit ihr über die Mitbeſtimmungs und Kontrollrechte
verhandelt, die ſie erſt nach dem Streik gewährte. Nur einen
anderen Namen, ein anderes Etikett für die Arbeiter und An-
geſtellten-Ausſchüſſe wollte ſie zugeſtehen, neue Rechte wicht!
Vom 18. Januar bis zum 23. Februar iſt mit ihr darum in Ver-
handlungen gerungen worden. Das ſteigerte die Stimmung der
Bergarbeiter bis zum Siedepunkt. Die großen chemiſchen
Werke, die Ueberlandzentralen unſeres Bezirks hatten
die Forderungen der Bergarbeiter während der Verhandlungszeit
zu den ihrigen gemacht. Auch dieſes wirtſchaftliche Gewicht änderte
nichts an dem Herrenſtandpunkte der Regierungsleute. Sie blieben
kalt und ablehnend.

Die Eiſenbahner befanden ſich ſeit Ende Januar ſelbſtändig
in einer Bewegung um Anerkennung ihres Arbeiterrates bei der
Direktion Halle. Man hatte ihnen bereits ſtarke, faſt volle Zufagen
gegeben. Da, am 22. Februar, platzte in die Vorbeſprechung der
Reviervertrauensleute des Bezirksbergarbeiterrates auf dem Ober
bergamt in Halle die Nachricht hinein: die Anerkennung des Ar
beiterrates für den Eiſenbahndirektionsbezirk Halle iſt vom Mini-
ſterium abgelehnt! Sofort faßten der Streikgedanke und das Ge
fühl der proletariſchen Solidarität mit den Bergarbeitern bei den
Eiſenbahnern Fuß. Obne dieſe, faſt auf die Minute ausgerechnete
Regierungsungeſchicklichkeit wäre ein ſo einmütiger Kampf, wie er
jetzt losbrach, gar nicht möglich geweſen.

Von außen her flogen neue Funken der Erregung zu. Jn Rhein
land Weſtfalen war die zunächſt gleichgeartete Bewegung
un einflußreiche Betriebsräte durch das militäriſche Zwiſchenſpiel
der Aufhebung des Münſterſchen ZentralSoldatenrates vor
zeitig entzündet und in Verwirrung gekommen. Die hieſigen
Reviervertreter der VBergarbeiter drängten deshalb in ſtürmiſchen

Sitzungen auch auf ſchnelleres Losſchlagen. Da wurde am 21. Fe
bruar der Mord an Eis ner bekannt; es hieß, daß der Hampf
um die Räteregierung in Bayern entbrannt ſei. Eines der beſt-
organiſierten Reviere unſeres Bezirks, das Zeitz-Weißen-
felſer Braunkohlenrevier, ſchlug los: gegen die Ermordung der
Führer und für die Arbeiter- und Betriebsräte brach dort am
21. Februar bereits der Bergarbeiterſtreik aus.

So türmten ſich die Ereigniſſe, die am 23. Februar in der großen
Konferenz der Bergarbeiter zu dem erſten allgemeinen Streik-
beſchluß führten. Die chemiſchen Großbetriebe und Ueberlandkraft-
werke ſchloſſen ſich ſofort dieſem Beſchluß an, zwei Tage danach
folgten die Eiſenbahner und die ſämtlichen Betriebe in Halle und
Umgegend.

Jn einem kernigen Aufruf wurde für Halle und die anderen
Städte des Bezirks die Anwendung des allgemeinen Gene-
ralſtreiks als Kampfmittel zur Unterſtützung der zuerſt von
den Bergarbeitern und ſpäter von den anderen Berufen erhobenen
wirtſchaftspolitiſchen Forderungen beſchloſſen. Der Arbeiterſchaft

Der Straßburger Parteitag
zur Jnternationale.

Auf dem Parteitageder franzöſiſchen Sozialiſten
in Straßburg wurde am Dienstag über die Frage des Bei-
tritts zur 2. oder 3. Jnternationale abgeſtimmt. Die
Richtung Longuets, die für den langſamen Anſchluß an die
3. Internationale eintritt, erhielt die Mehrheit von 3300 Stimmen,
die Richtung Loriot, die für den bedingungsloſen uwerzüglichen
Eintritt iſt, 2620 Stimmen, und die Richtung Blum, die ſich von
der Richtung Longuets nur durch geringe Nuancen unterſcheidet,
730 Stimmen. Die Richtung Renaudel ſah ſich genötigt, ihre
Reſolution zurückzuziehen. Durch die Abſtimmung iſt die Einig-
keit der franzöſiſchen ſozialiſtiſchen Partei gewahrt.

Die Abſtimmung des franzöſiſchen Parteitages ergibt, wie die
Freiheit ganz richtig bemerkt, dasſelbe Bild wie der Leipziger
Parteitag der Unabhängigen Sozialdemokratie. Auch die fran
zöſiſchen Genoſſen haben in ihrer übergroßen Mehrheit für den
Austritt aus der 2. Jnternationgle geſtimmt. Doch ſie haben es
zugleich abgelehnt, wie der äußerſte linke Flügel unter Loriot es
wollte, den ſofortigen Anſchluß an die Moskauer Jnternatio-
nale zu vollziehen. Sie haben ſich vielmehr auf den Boden der
Reſolution Longuet geſtellt, die die Wiederaufrichtung der Jnter-
nationale anſtrebt durch Vereinigung aller ſozialrevolutionären
Parteien des Weſtens mit den Parteien der Moskauer Jnter-
nationale.

Durch dieſen Beſchluß hat die franzöſiſche Partei die Richtigkeit
des von der Unabhängigen Sozialdemokratie eingenommenen
Standpunktes ausdrücklich anerkannt und das von ihr begonnene
Werk um ein gut Stück weitergebracht. Es iſt zu hoffen, daß
unſere Partei, Hand in Hand mit den franzöſiſchen und ſchweize-
riſchen Genoſſen, ihre Aufgabe erfolgreich zu Ende führen wird,
eine Jnternationale zu ſchaffen, in der alle ſozialrevolutionären
Parteien des Proletariats zu einer geſchloſſenen Kampforganiſa-
tion vereinigt ſind.

Das neue Beſitzſteuergeſetz.
Jn der Sitzung des Reichsrates am Dienstag wurde auf Grund

des Berichts der Ausſchüſſe das neue Beſitzſteuergeſetz angenommen,
das an Stelle des ſogenannten Ergänzungsſteuergeſetzes getreten
iſt. Da dieſes Ergänzungsſteuergeſetz lebhaftem Widerſtand im
Reichsrat begegnete, hat der Finanzminiſter erklären laſſen, daß er
die Aufwandsbeſteuerung nicht weiter verfolgen wolle, ſondern ſich
mit einer Beſteuerung des Vermögenszuwachſes begnüge. Eine
ſolche ſoll nunmehr erfolgen im Anſchluß an das frühere Beſitz-
ſteuergeſetz vom 4. Juli 1918. Auch nach dem neuen Geſetz ſoll
aller 8 Jahre eine Veranlagung des Vermögenszuwagd ſes erfolgen.
Zum erſtenmal ſoll die Veranlagung erfolgen nach dem Vermögens-
ſtand vom 31 Dezember 1922. Von der neuen BVeſitzſteuer bleiben
Erbſchaften frei, weil ſie bereits durch das neue Reichserbſchafts-
ſteuergeſetz ſehr hoch getroffen werden befreit bleiben auch alle Ver
mögensvermehrungen, die bereits durch die Kriegsſteuergeſetze ge-
troffen ſind. Der Tarif des alten Beſitzſteuergeſetzes, der zwiſchen
0,75 und 2,50 Prozent ſchwankte, iſt auf 1 bis 10 Prozent erhöht

Er iſt noch gemildert durch eine allgemeine Durchſtaffe-worden.
lung. Ein Vermögenszuwachs bis 5000 Mk. bleibt ſteuerfrei. Ebenſo
werden ſämtliche Vermögen unter 20 000 Mk. nicht beſteuert.

Teuerungskundgebungen in Marſeille.
Marſeille, 2. März. Jn Marſeille fanden geſtern große

Kundgebungen gegen die Brotpreiserhöhung
ſtatt. an der viele tauſend Perſonen teilnahmen, Ein Zug begab
ſich auf die Präfektur und unterbreitete dem Präfekten eine Reihe
von Forderungen, in denen verlangt wird, daß der erhöhte Brotpreis
erſt in drei Monaten in Kraft tritt.

Die Ruhrvbergarbeiter kündigen den Tarifvertrag.
Wie aus Eſſen berichtet wird, fei der erſt vor ganz furzer Zeit

abgeſchloſſene neue Tarifvertrag für den Ruhrkohlenbergbhau
von den Bergarbeiterverbänden ohne Angabe von Gründen bereits
zum eheſten möglichen Termin, bis Ende März. wieder ge
kündigt worden.

der Räterepublik Bayerns wurde eine Sympathiekundgebung über-
mittelt und an das klaſſenbewußte Proletariat der angrenzenden
Bezirke erging der Aufruf, ſich unſerer großen Bewegung anzu
ſchließen.

Es folgten dann auch in den nächſten Tagen Leipzig, das
Bornaer Revier, Erfurt und 13 andere thüringiſche Städte,
ſo daß mit vollem Recht von einem mittel deutſchen Gene-
ralſtreik geredet und geſchrieben werden konnte. Jetzt fuhr der
Regierung der Schrecken in die Glieder! Daß alles reſtlos ſo
ſchnellſtill gelegt werden könnte, wie es hier geſchehen war,
das hatte ſie nicht vermutet. Am Montag, den 24. Februar, hatte
Herr Wiſſell noch hochmütig jede Konzeſſion abgelehnt. Nach zwei
Streiktagen erklärte ſich am Donnerstag der Arbeitsminiſter Bauer
durch Vermittlung des Oberbergamts ſchon zu neuen Verhand-
lungen in Halle bereit. Als dieſe Nachricht einging, glaubten wir
noch, daß die durch den Eiſenbahnerſtreik in Weimar eingeſperrte
Regierung doch Vernunft angenommen hätte und ſich der Maſſen-
haftigkeit dieſer nur mit wirtſchaftlichen Mitteln geführten Be-
wegung beugen würde. Aber auch dieſes letzte Zutrauen verſtand
die Regierung noch mit rauher Hand zu zerſtören. Miniſter Bauer
forderte am nächſten Tage, daß man zu Verhandlungen eine Kom-
miſſion nach Weimar ſchicken ſolle. Statt friedlich herzukommen,
um den wirtſchaftlich geführten Streik raſch beizulegen, ſchickte man
Noskegarden, die verhinderten, daß der angeblich gewünſchte Ver-
handlungszug nach Weimar nicht abfahren konnte. Durch dieſes
Eingreifen wurde es verſchuldet, daß der Streik eine Woche länger
dauerte, als es nötig geweſen wäre, wenn der Miniſter Bauer
auf ſeine erſte Nachricht hin auch wirklich die zugeſcgten Verhand
lungen ſofort aufgenommen hätte. Dank Noskes Eingreifen und
dank der blutigen Tage, die damit über Halle kamen, begannen die
eigentlichen Verhandlungen, die über die Streikforderungen not-,

Das Ergebnis iſt bekannt: die Regierung geſtand den Ve-
triebsräten die vor dem Streik ver weigerten Rechte zu
ſie übernahm die Verpflichtung, die Unternehmer zur An-
erkennung dieſer Betriebsräte zu veranlaſſen, und zwar nicht
nur für den Bergbau, ſondern für ſämtliche am Streik be
teiligten Betriebe. Die allgemeinen politiſchen Zuſagen ergaben
zunächſt eine Rücknahme der angedrohten Abwürgung der A.-Räte
und die Zuſage, geſetzliche Vetriebsräte mit Kontrollrecht durch-
zu führen.

Die machtvolle Bewegung aber mußte mehr bringen. denn im
Geiſt, im Jnnern wurde ſie getragen durch den Glauben, daß es
um den Sozialismus und ſeine Sicherung ginge. Das emp-
fand die Regierung denn auch ſo ſtark mit, daß ſie glaubte, dem
Unterton dieſer Maſſenbewegung durch ein Sozialiſierungsgeſetz
Rechnung tragen zu müſſen. Eiligſt, in einer Sonntagsverhandlung
der Kommiſſion, wurde dieſes Geſetz fertiggeſtellt; in der zweiten
Streikwoche ſchon würde es von der Nationalverſammlung ange-
nommen, und nun flatterten in alle Welt hinaus Millionen von
Flugblättern: „Die Sozialiſfierung iſt da!“ Unter dem
Maſſendruck unſerer Streikbewegung haben Regierung und Natio-
nalverſammlung ſich zu dieſem geſetzgeberiſchen Schritte drängen
laſſen. Die Maſſenbewegung ging zu Ende und dann war es
mit der Angſt der Regierung und damit auch mit ihrem guten
Willen aus. Sie hat nichts ſozialiſiert, obwohl ſie es den
ſtreikenden Maſſen verſprochen hat.

Und ſo ſteht der Kampf heute, wie damals, noch immer gilt der
Ruf: die halbe Revolution zur ganzen müßt ihr machen! Voch
immer haben wir die Klaſſenherrſchaft des Kapitalis-
mus, noch immer ſind Regierung, Gerichte und Militärs ſeine
Diener.

Vor einem Jahre wurde unſere Bewegung getragen von der
großen Begeiſterung für die große Jdee des Sozialismus. Sie
allein genügte, um alles mitzureißen. Man bedenke: ohne Flug
blätter, ohne Maſſenverſammlungen, ohne daß erſt große Abſtim-
mungen notwendig waren, traten die Arbeitermaſſen Mittel-
deutſchlands geſchloſſen und einmütig, wie nie zuvor, auf den
Plan. Ohne die direkte Mitwirkung einer der alten Organi-
ſationen der Parteien oder Gewerkſchaften ging der Kampf ſeinen
geordneten Gang. Ohne einen Pfennig Unterſtützung, ohne jede
finanzielle und materielle Hilfe haben Hunderttauſende zwei
ſchwere Wochen ausgehalten! Alles, nur in der Begeiſterung für
den Sogzialismus, unſer großes Ziel!

Rücſchläge brachte der Kampf uns nicht, denn er war getragen
vom Willen der Maſſe, er war geboren aus der revolutionären
leberzeugung des klaſſenbewußten Proletariats.

Unſerem großen Erleben von damals ſind andere Tage gefolgt;
kleinere, ſchlechtere, häßlichere Tage. Aber mögen ſie uns noch ſo
widerwärtig angrinſen, die Tage des Kapitalismus, die immer
noch kommen und gehen, wir werden über ſie alle hinaus den
großen Gedanken des Sozialismus voran und endlich doch zum
Siege tragen.

Das Proletariat unſeres Bezirks hat auch in den ſpäteren
Monaten bewieſen, daß es ſeinen Mann zu ſtellen und zu kämpfen
weiß. Der 21. Juli und die Verurteilung unſeres Genoſſen Kilian
am 15. Dezember haben unſere kampferprobten Proletarier tat
kräftig auf dem Plane gefunden. So muß es bleiben, ſo müſſen
wir uns weiter ſchulen, müſſen als Vorhut des revolutionären

Proletariats anderen Begirken im Lande ein Vorbild zielbewußter,
kraftvoller Kämpfer ſein, müſſen mit entſchloſſenem Willen den
Sogialiscus vorbereiten. Wir müſſen heute, wie vor einem Jahre,
unſere Maſſendewegung organiſieren, alles feſt zuſammenſchweißen
in dem Bewußtſein, daß nur ein machtvoller, organiſierter Wille
des geſamten Proletarigts den Kapitalismus aus den Angeln
heben kann, um uns die Pforten zu öffnen zu der beſſeren Welt.

die uns der Sozialismus bringen wird und bringen muß

wendig waren, erſt in der zweiten Streikwoche.



Prwteſt in der Nationalverfammlung.

Die Nationgalver ſammlung hat am Donnerstag voriger
Woche ihre Sitzungen wieder aufgenommen Das Haus war ſehr
ſtark beſetzt, aber der Arbeitseifer wird noch ſtark dadurch gezügelt.
daß wenig Beratungsſtoff vorhanden iſt. Jn der erſten Sitzung
wurde debattelos die erfte Leſung einer Reihe kleiner Geſetze er
ledigt; es handelt ſich um ein Geſetz über Beurkundung des
Verſonenſtandes, das die Möglichkeit ſchaffen will, auch
Frauen zu Standesbeamten zu ernennen Weiter trifft die Geſetzes
vorlage einige Beſtimmungen über uneheliche Kinder und die
Eintragung der Religion. Ferner iſt eine Gebühren-
erhöhung damit verbunden. Das Geſetz wird einer Kommiſſion
berwieſen. Eine weitere Vorlage betrifft die Erhöhung der

Konſfſulatsgebühren, worunter beſonders die Ausſtellung
der Päſſe zu leiden haben wird, für die Gebühren von 50 bis 100 Mk.
erhoben werden ſollen. Die dritte Vorlage betrifft die Ausführung
ein Beſtimmung der Verfaſſung. Meinungsverſchiedenheiten

wiſchen Landesrecht und Reichsrecht ſollen nach dieſer Verfaſſungs-
ſtimmung von einem beſonderen Gerichtshof entſchieden werden.

Die Vorlage will dieſe Angelegenheit dem Reichsgericht überweiſen.
Ie dieſe Vorlagen gehen an Kommiſſionen zur Vorberatung. Mit

dehatteloſen Erledigung einer Reihe Petitionen ſchloß die erſte

ie zweite Sitzung vom Freitag vegann mit kleinen Anfragen darunter auch ine Reihe Anfragen, die von Mitgliedern der

ungdhängigen Fraktion geſtellt ſind. Die Genoſſin Zie tz hat eine
zahl kleiner Anfragen geſtellt, ebenſo Genoſſin Agnes, Braß

ind Koenen. Die Beantwortung all dieſer Fragen läßt wie
mmer ſehr viel zu wünſchen übrig. Eine Frage des Genoſſen

well wegen Verfolgung fahnenflüchtiger Soldaten wird dahin
beantwortet, daß alle Fälle, die vor dem 12. November 1918 liegen,
unter die Amneſtie fallen, die ſpäterliegenden Fälle will die Regie
rung. nicht ohne Ausnahme, nicht unter die Amneſtie einbegiehen.

Frage „Warnm?“ erfolgte keine Antwort. Jn dieſer un-
Weiſe iſt faſt die Beantwortung aller der zahlreichen

kleinen Anfragen gehalten.
Nach der Beantwortung der kleinen Anfragen folgte die

zweite Leſung des Einkommenſteuergeſetzes.
Aber in der Freitagſitzung erſtreckte ſich dieſe Beratung wrur auf die
Berichterſtattung. Die Generaldebatte über K 1 ſetzte am Sonn
abend

veſftimm en

Vor Eintritt in die Tagesordnung nahm Genoſſe Dr. Oskar
Cohn von der Unnbbängigen Sozial demokratiſchen Partei noch
einmal das Wort zu der verfaſſungswidrigen Verordnung des
Reichspräſidenten, die auf Grund des Artikels 48 der Verfaſſung

Sondergerichte im Rheinlande
einſesen will mit der Befugnis, ſofort die Todesſtrafe zu verhängen
für Vergeben, für die im Strafgeſetzbuch nur Zuchthausſtrafe vor-
ge hen iſt

Eine Gewaltherrſchaft, wie ſie ſelbſt das alte Deutſchland vie ge-
kannt hat, iſt im Ruhrgebiet aufgerichtet worden. Unter Ueber-
ſchreitung ſeiner Befugniſſe hat der Reickspräſident die Einſetzung
von außerordentlichen Kriegsgerichten und Stand-
ge richten im rheiniſch- weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet durch den
Reichswehrminiſter zugelaſſen und bei einigen Paragraphen des
Strafgeſetzbuches die Tode sſtrafe an Stelle der lebensläing-
lichen Zuchthausſtrafe eingeführt. Die bürgerliche und rechts-
ſogigliſtiſche Preſſe billigt ausdrücklich oder ſchweigend dieſe Maß-
nohmen.

Jm Auftrage der unabhängigen Fraktion der Nationalverſamm-
king hat Genoſſe Dr. Oskar Cohn bereits am Freitag in der
Nationalverſammlung am Schluſſe der Beratungen ein'n kraft-

len Vorſtoß unternommen, um in der Nationalverſammlung die
zu einem Proteft gegen dieſe Maßnahmen zu ſchaffen.

ie Berichte ſchweigen dieſen Teil der Verhandlungen der
Nationalverſammlung vollkommen tot. Die Oeffentlichkeit ſoll
v uber

öglichkeit

nichts erfahren. Wir laſſen deshalb die beiden Reden. die
ioſſe Cohn zu dieſer Frage gehalten hat, im Wortlaut folgen.

In ſeiner erſten Rede erklärte Genoſſe Cohn
Ich habe die Bitte, daß der Herr Präſident die Tagesordnung

etwas anders geſtalte, und zwar aus Anlaß eines Vorganges, über
den die Zeitungen in den letzten Tagen berichtet haben. Nach dieſen
Berichten hat der Herr Reichspräſident auf Grund des Artikels 48,
Abſatz 2, der Reichsverfaſſung zur Wiederherſtellung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung im rheiniſch- weſtfäliſchen Jndnſtriebezirk
gewiſſe Paragraphen des Reichsſtrafgeſetzbuches abtzeändert, näm-
lich die Paragraphen 307, 311, 312 und 315. Das ſind Beſtimmungen,
die ſich beziehen auf qualifizierte Brandſtiftung, Beſchädigung von
Eiſenbahnanlagen und einige andere Straftaten. Nach den Be
richten ſollen. dieſe Paragraphen des Strafgeſesbuches dahin ab
geändert worden ſein, daß an Stelle der in dieſen Beſtimmungen
vorgeſehenen lebenslänglichen Zuchthausſtrafen durch Verordnung
des Herrn Reichspräſidenten die Todesſtrafe treten ſoll. (Hört,
hört! bei den U. S.) Es ſoll weiterhin immer nach den Be
richten zur Durchführung dieſer Verordnung dem Reichswehr-
miniſter die Befugnis übertragen worden ſein, Standgerichte
einzuſerven, die

als einzige Strafe die Todesſtrafe
ausſprechen dürfen. (Hört, hört l bei den N. S.) Wenn die Berichte
richtig ſind, würde die Verordnung nicht wur die Strafprozeßord
nung, ſondern auch das Strafgeſetzbuch in wichtigen Teilen außer
Kraft ſetzen, und es würden damit bei weitem die Befug-
niſſe überſchritten ſein, die Artikel 48der Reichs-
verfaſſungdemReichspräſidentenfürdie Außer-
kraftſetung von Geſetzen gibt. (Sehr richtig! bei den
n. S.) Unſere Abſicht iſt nun, am Montag vor Eintritt in die
Tagesordnung eine Erklärung hier abzugeben und eine Auskunft
von der Regierung zu fordern. Um das zu ermöglichen, bitten wir
den Herrn Rräſidenten, die Tagesordnung ſo feſtzuſetzen, daß uns
vor dem erſten Gegenſtand der Tagesordnung die Gelegenheit zu
einer Erklärung gegeben werde.

Nach Erwiderungen von einigen Abgeordneten und des Präſi-
denten ſpricht Genoſſe Cohn weiter:

Jch glaube, damit wird die Entſcheidung, die dem jetzt amtieren
den Präſidenten zuſteht, nur an den am Montag amtierenden Präfſi
denten abgeſchoben. Wir haben es mit dem Präſidenten ver
Nationalverſammlung“ zu tun, der nach unſerem Wunſche jetzt ſchon
zum Montag für die Erklärung außerhalb der Tagesordnung Raum
ſchaffen möge.

Der Herr Präſident hat bemängelt, daß ich ſo vorſichtig geweſen
ſei, von einem „ſoll“ und einem „Bericht“ zu ſprechen. Das war
vielleicht eine übertriebene Vorſicht. Jn der Tat iſt die Verord-
nung des Reichspräſidenten und des Reichswehr-
miniſters ergangen und im Bezirk Düſſeldorf
verkündet worden. Jch war nur vorſichtig geung, um am
Montag der Regierung die Gelegenheit geben zu wollen, auf unſere
außerhalb der Tagesordnung zu ſtellende Anfrage ſofort zu ant
worten.

Die Bedeutung dieſer Anfrage gegenüber dem erſten Gegenſtand
der Tagesordnung iſt anverkennbar. Die Grandlagen der
Verfaſſung ſinddurch die Lerordnungdes Reichs
prä ſidenten erſchättert und in Frage geſtellt.
ZJch brauche nicht beſonders an die Baterliebe des jetzt amtierenden nehmen ohne Geneh a
Herrn Präſidenten zur Verfaſſung zu appellieren, um die Bedeutung Heutchen gar nicht winen, da
unlerer Anfrage an die Regierung vor dem Lande nud dem hohen

r

Hanſe feſtzuſtellen. Jch darf hinzufügen, daß in den weiteſten
Kreiſen eine

außerordentliche Bennruhigung
entſtanden iſt; ſie wird durch die Treibereien gegen den Achtſtunden
tag noch erhöht. Es iſt uwmöglich, daß das Haus daran vorübergehen
kann. Die erſte Gelegenheit, die ſich bietet, muß zur Ausſprache We
benntzt werden. Da unſere Fraktion nicht zahlreich genug iſt, um
eine Jnterpellation einzubringen, iſt die erſte Gelegenheit die, das
vor der Feſtſtellung der Tagesordnung für die nächſte Sitzung und
außerhalb der Tagesvrdnung der nächſten Sitzung die ungeſetzliche
Verordnung zur Sprache gebracht wird.

Dem Verlangen unſerer Fraktion, ſofort für eine von ihr ab
zugebende Erklärung in der Tagesordnung der nächſten Sitzung
Raum zu ſchaffen, lehnte die Nationalver ſammlung
einſchließlich der Recht sſozialiſten ab der Präſi-
dent Haußmann ſtellte feſt, daß die Nationalverſammlung mit
„überwiegender Mehrheit“ den Antrag unſerer Fraktion auf ent
ſprechende Geſtaltung der Tagesordnung zurückgewieſen habe.

Auch in der
preußiſchen Landesverſammlung

hat der Genoſſe Roſenfeld gegen den Bruch der Verfaſſung ent-
ſchiedenen Proteſt eingelegt, obwohl ihn der rechtsſozialiſtiſche
Präſident Leinert mit allen Kräften an der Annagelung der
wahmen der Regierung zu hindern ſuchte. Zur Beratung ſtand
ein Antrag, der ſich auf die Unterbringung der aus dem
linksrheiniſchen Gebiet kommenden Berg-arbeiter bezog. Genoſſe Roſenfeld führte dazu u. a. aus:

Wir geben nur ſchweren Herzens unſere Zuſtimmung zu dem An
trag, weil wir wiſſen, daß die linksrheiniſchen Bergleute, wenn ſie
zu uns kommen, ſich unter ſchwerſte wirtſchaftliche und politiſche
Bedrückung begeben. Sie werden einen Ausnahmezuſtand ſchlimm
ſter Art vorfinden, werden dem Standrecht unterworfen ſein mit
ſeinen Kriegsgerichten, die nur Todesurteile fällen oder freiſprechen
können. (Unterbrechung durch den Präſidenten.) Gegen die Urteile
der außerordentlichen Kriegsgerichte wird es weder Berufung noch
Wiederaufnahme geben. (Erneute Unterbrechung.) Judem wir
dem Antrage zuſtimmen, könnte die irrige Meinung auffommen, daß
wir den Bergleuten vortäuſchen wollten, ſie fänden hier die weit
gehendſte Fürſorge vor, während ſie in der Tat unter der Fuchtel
des Ausnahmezuſtandes und des Standrechts der Willkür der
Zechenbarone ausgeliefert ſein und im Jntereſſe des Profits zu
Ueberſchichten gezwungen werden. (Glocke des Präſidenten.) Wir
rufen die Oeffentlichkeit auf zum Proteſt r ein ſolches Gewalt-
regiment. (Stürmiſcher Beifall bei den U. S.)
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Die Oppoſition wird mundtot gemacht.
Die neue Geſchäftsordnung der Preußiſchen Landesverſammlung

reiht ſich würdig ein als Glied jener Kette, mit der die herrſchende
Koalition glaubt zur Befeſtigung ihrer Herrſchaft die revolutionäre
Arbeiterbewegung niederhalten zu können. Eine Vergewaltigung
der Oppoſition ſtellt der Maulkorbparagraph dar. Mit deſſen Hilfe
iſt es der Mehrheit möglich, unbequemen Erörterungen dadurch aus
dem Wege zu gehen, daß man die Redezeit deſchränkt. Nicht einmal
eine unterſte Grenze für die Rededauer iſt feſtgeſetzt. Genoſſe
Roſenfeld führte dazu aus:

Die Abgeordneten ſind von ihren Wählern hergeſchickt, um deren
Willen zur Geltung zu bringen. Dieſes Recht darf in keiner Weiſe
beſchnitten werden. Wenn wir haben lange Reden halten müſſen,
ſo war die Regierung daran ſchuld. Durch die Verhängung des
Belagerungszuſtandes, durch die brutale Handhabung desſelben,
durch die zahlloſen Zeitungsverbote, durch die Uebergriffe der
Soldateska, durch die Schandurteile und die Schutzhaftſchmach hat
ſie ſo viel Anklagematerial aufgehäuft, daß wir tagelang darüber
reden könnten, ohne es zu erſchöpfen, und wir werden nicht auf-
hören, den Ausnahmezuſtand mit allen Mitteln zu bekämpfen, ſo
lange er beſteht. Jndem aber das Parlament die Redezeit der
Miniſter und Regierungsvertreter unbeſchränkt läßt. ſie für ſich
beſchneidet, entmannt es ſich ſelbſt.

Alle unſere Abänderungsanträge wurden niedergeſtimmt. Aber
Adolf Hoffmann hat Recht: die Kvalitionsparteien werden die Rute
noch zu ſpüren bekommen, die ſie ſich ſelbſt gebunden haben.

Der Henker an der Spitze!
Horty, „Reichsverweſer“ in Ungarn.

Budapeſt, 1. März. (W. T. B.) Die Nationalverſamm-
lung hat heute Admiral Nicelans v. Horty zum Reich s-
verweſer gewählt, worauf dieſer den Eid auf die Ver-
faſſung ablegte. Die Nationalverſammlung beſchloß ferner, der
Wahl Geſetzeskraft zu geben und ein Ehrenhonorar von drei
Millionen Kronen für den Verweſer auszuſetzen.

Mit der „Wahl“ des Admirals v. Horth zum ſogenannten
Reichsverweſer iſt einer der brutalſten Blut und Gewaltmenſchen
vorläufig zum oberſten „Leiter“ der Geſchicke des ungariſchen
Volkes. Die „Ernennung“ Hortys bedeutet im Grunde nur die
formelle Beſtätigung ſeiner bisherigen Militärdiktatur.
Dieſe Militärdtktarur ſtellt das brutalfte. frheußzlichſte, grauen-
hafteſte Mordregiment dar, das die Welt in unſeren Tagen Fau
dernd erlebt hat; wohl noch nirgends find Menſchen mit ſo 3
geſuchter Grauſamkeit verfolgt, geſchandet, gemartert, gef:
abgeſchlachtet worden, wie in Ungarn Sozialiſten urd Kon
muniſten unter dem Henkerregimerte der Friedriche und Hortt

Der neue Reichsverweſer“ iſt 52 Jahre alt, entſchiedener M.
tariſt, d. h. rückſichtsloſer Vertreter der Militärdiktatur, in deren
Anwendung er ja bereits große „Uehung'“ hat. Er gilt vielen als
bloßer Vorläufer der Habsburger, denen er wieder in den ungari
ſchen Thronſeſſel verhelfen möchte ver die Entente dürfte
wohl auch weiterkan dieſen löblichen Abſichten einen Strich durch die
Rechnung machen.

Wahlfreiheit in Neudentſchland.
Eigentlich ſollte man annehmen, die Unterdrückungspolitik ſei

überhaupt nicht mehr zu überbieten. Jn Oſtpreußen hat man
es dennoch verſtanden. Eine Verfügung des Generals von
Eſtorff verbietet im Einvernehmen mit dem ZJivilkommiſſar
in den oſt preußiſchen Landkreiſen alle Verſammlungen und
Veranſtaltungen der Unabbängigen Partei. Da-
durch iſt es den Parteiorganiſationen unmöglich gemacht, ihre
Kaſſengeſchäfte zu erledigen, oder ein Vergnügen zu arrangieren
oder geſchichtliche oder naturwiſſenſchaftliche Vorträge zu veranſtal-
ten oder irgend etwas anderes zu unternehmen

Doch nicht genug damit. Jm Landkreiſe Elbing finden die
Gemeindewahlen ſtatt. Die örtlichen Amtsgewaltfigen benutzen den
Erlaß des Generals von Eſtorff, unſerer Partei jede Betäti-
gung beiden Gemeindewahlen unmöglich zu machen
Der Amtsvorſteher von Lenzen droht jeden Elbinger Unabhängigen
der nach Lenzen kommt, zu verhaften. Zeitungsunternehmungen
weigern fich, Wahlaufrufe unſerer Partei in ihr Blatt aufſzn

gung der Amtsgewaltigen. Sollten dieſe
ir ſolcher Unterbindung der Wahl

betätigung die geſamwen Gemeindewahlen ungültig wer-
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d a
den Wie ſo oft zeigt ſich auch hier, daß die einen Gewalthaber
den großen abgucken, wie ſie ſich räuſpern und ſpucken, urd all
ihren Scharfſinn darauf verwenden, der Welt zu zeigen, daß ſie
es im Grunde genommen noch beſſer verſtehen, als die „Großen
im Reiche“.

à
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Der Preſſegalgen in Oſtpreußen.
Der Freiheit ging ein dringendes Telegramm des Militär

vefehlshabers von Oſtpreußen zu, in dem dieſer im
Einvernehmen mit dem Zivilkommiſſar für den

s I den Vertrieb und die Verbreitung der in Berlin er-
ſcheinenden Zeitungen Freiheit, Rote Fahne und Welt
am Montag verbietet, und zwar wegen ihres angeblich zum
Klaſſenhaß aufreizenden und damit die öffentliche Sicherheit ge
W Das Verbot wird für die Dauer von vier

ochen ausgeDie Freiheit weiſt darauf hin, daß der Befehlshaber in dem Be
reich ſeines Wehrkreiskommandos demnach ein Geſetz für ſich treibe,
denn unter den Augen des geſtrengen Noske ſeien die in dem Tele
gramm genannten Blätter nicht verboten. Der Zivil-Kom-
miſſar, mit deſſen Genehmigung das Verbot ausgeſprochen
wurde, ſei Herr Winnig. Das beſage alles.

Nach einer Meldung des LokalAnzeigers iſt in Hamburg die
Kommuniſtiſche Arbeiterzeitung auf vier Wochen
verboten, weil das Blatt fortgeſetzt gegen die Regierung
„übelfte Verleumdung“ treibe und die „öffentliche Ordnung und
Sicherheit aufs ſchärfſte“ gefährde.

Ende des franzöſiſchen Eiſenbahnerſtreiks.
Paris, 2. März. Reuter. Der Eiſenbahnerſtreik iſt

beendet. tDie Einigung im Eiſenbahnerſtreik kam, wie berichtet wird,
unter folgenden Bedingungen zuſtande:

1. Achtung des Gewerkſchaftorechtes.
2. Anwendung der Lohnliſten und der Statuten des Eiſenbahner-

verbandes für die großen franzöſiſchen Eiſenbahnlinien innerhalb
einer durch das Verbandskomitee feſtzuſetzenden Friſt. Sowohl
die Direktoren, als auch die Eiſenbahner haben den dringenden
Wunſch daß die Arbeiten der Schiedsgerichtskommiſſion zum Ziele
kommen. Gs wird darunter verſtanden, daß ſich der Schiedsſpruch
der Kommiſſion auf die noch ſtrittigen Punkte bezieht. Die beiden
Parteien verpflichten ſich, dieſen Schiedsſpruch bedingungslos an
zunehmen.

3. Bildung von beratenden Spegzialkommiſſionen auf den Neben
bahnen für die Durchſetzung der gerechten Forderungen.

4. Sofortiges und gemeinſames Studium der zukünftigen Ver
waltungsreformen der Eiſenbahnen Hierzu erklären die Direk-
toren der CEiſenbahngeſellſchaften, daß ſie dieſe Fragen zuſammen
mit der Regierung behandeln müſſen. Sie werden dann diejenigen
Maßnahmen treffen. die ſie für geboten erachten.

5. Keine Vollziehung von Maßnahmen für die Streikakte. Ueber
dieſen Punkt hat man ſich in der Ausſprache dahin geeinigt, daß

r Miniſterpraſtoent hierüber die Entſcheidung zu fällen hat, nach
dem die Ausſprache ſelbſt zu keinem Ergebnis geführt hatte. Aus
dieſem Grunde gab der Miniſterpräſident ſolgende Entſcheidung
bekannt: Die Streiktage werden nicht bezahlt. Alle infolge Auf
forderung, die Arbeit ruhen zu laſſen, ausgeſprochenen Diſgziplinar
ſtrafen werden als null und nichtig erklärt. Alle aus anderen
Gründen verhängeen Diſziplinarſtrafen werden einer Reviſion
unter zogen. die dürch die Direktoren der verſchiedenen Eiſenbahn
geſenn,aſten im, Sinne der Gerechtigkeit vorgenommen werden
wird. So obl die Vertreter des Eiſenbehanerverbandes als auch
die Direktoren der Haupteiſenbahnlinien haben dieſe Entſcheidung
des Miniſterpräſidenten bedingungslos angenommen.

Paris, 2. März. (W. T. B.) Nach den Erklärungen Mille
rands über den Streik der Eiſenbahner in der Kammer nahm
dieſe mit 503 gegen 75 Stimmen eine Tagesordnung an, die die
von der Regierung getroffenen Maßnahmen zur Beilegung des
Ciſenbahnerſtreiks billigt. d

Paris, 2. März. (W. T. BV.) Die Delegation der Pariſer
Eiſenbahngewerkſchaften kündigt in einer Mitteilung an die Preſſe
an, den Kampf unverzüglich wieder aufzunehmen, falls die Re-
gierung die Freilaſſung der verhafteten Genoſſen verweigern
ſollte.

Keine Amneſtie für Fahnenflucht.
Bekanntlich ſind in den letzten Monaten, beſonders gegen Ende

vergangenen Jabres, eine große Anzahl von Ai gehörigen der
früheren kaiſerlichen Armee, die in den erſten Revnlutionsmongaten
deſertierten, wegen Fahnenflucht nachträglich zu häufig langen
Freiheitsſtrafen verurteilt worden. Dieſe Praxis iſt nichts weiter
als eine Rache der wieder amtierenden monarchiſtiſchen Offiziere
an ihren ehemaligen Untergebenen und ein Ausfluß jenes militäri-
ſchen Geiſtes, der Deutſchland ins Verderben a udem
ſchlägt er jedem Rechtsbewußtſein ins Geſicht: die kaiſerliche Armee
beſtehr nicht mehr, darf nicht mehr beſtehen auf Grund des Friedens-
vertrags und der Revolution, die letzten Endes nur eine militäriſche
Rebellion größten Stils war. Jndem die Reichsregierung zuläßt,
daß gegen Kriegsdeſerteure viele Monate nach der Tat nachdem die
Leute längſt wieder in ihrem Zivilberuf tätig waren, militärgericht-
lich vorgegangen wird. verfolgt ſie aber letzten Endes die Tatſache
ihrer Beteiligung an einer revolutionären Erhebung, obwohl dieſe
inzwiſchen durch ein ihr entſpringendes Parlament, die National
verſammlung, und die von ihr geſchaffene neue Verfaſſung ſo

ſagen legitimiert wurde.
einer kleinen Anfrage in der Nationalver-

imlung hatte Genoſſe Dü well auch die nachträgliche Ver
ing aller derer, die ſich unter dem alten Regime militariſch ver-

hatten, insbeſondere fahnenflüchtig geworden waren, hin-
wieſen und von der Regierung eine Aenderung dieſer unerhörten

P. verlangt. Die Antwort der Regierung, die in der Sitzung
v Februar gegeben wurde, beſtand in einer Verſchanzung
hin. Tatſache, daß die vom Rate der Volksbeauftragten er-
laſſ ma rſtie für militäriſche Vergehen nur die bis einſchließlich
12. Dezember 1918 begangenen umfaßt. In zahlreichen Einzel-
fällen ſei igunſten der nach dieſem Termin militäriſch ſtraffällig
gewordenen interreniert worden. Eine Erweiterung der
Amneſtie auf alle in Betracht kommenden Fälle ſei nicht be-
abſichtigt.

Unſer Genoſſe erhielt auf ſeine Ergänzungsfrage, aus welchen
Gründen die Regierung die Amneſtie nicht erweitern wolle, keine
Antwort. Die Stellung der Regierung zu dem ganzen Problem iſt
alſo jeht geklärt: ſie wagl es nicht, gegen die Rachegelüſte der mon
archiſtiſchen Offiziersclique, die ihr Mütchen an ihren Ueber
wältigern im November 1918 kühlen will, einzuſchreiten. Sie will
ihnen freie Bahn laſſen. Und das, obwohl bereits ſeit über einem
Jahre die völlige Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit, die allein
hier in Frage kommt, zugeſagt wurde. Aber nicht nur das: die Ver
faſſung verlangt gleich ſalls die der Militärjuſtiz, ſo
z die igrige Praxis gegen die Deſerteure von 1918 durchaus un
altbar iſt.

Die weitere Duldung dieſes Zuſtandes beleuchtet grell die poli-
ſche Situation in Deutſchland. Der Ausnahmezuſtand iſt auf
illen Gebieten an die Stelle der verfaſſungsrechtlichen Garantien
getreten. Der militäriſche Geiſt triumphiert und hat Handlungs-
freiheit gegen ſeine Mißachter. Für die geiſtige Verfaſſung der
Nationalverſammlung iſt bezeichnend, daß ſie ſich die Antwort der
ſtegierung ohne zu mücken gefallen läßt. Sie duldet ein Verfahren,
das der von ihr gewänſchten und ausdrücklich in der Verfaſſunriedergelegten Praxis völlig widerſpricht. Anders hätte ſich aus

der Zrriegsreichstag nicht benehmen können



offenen reaktionären Kufftand die Erveiter laſſe erwachſen den revoluttonär gefinnten Gewerkſchaftlern großEin Gr uß nach Frankreich. ſammenfinden und daß auch in ehe s t Nicht nur im re iterverband, ſondern in allen
t SJe nwmäritg tagt in Straßvurg der Parteitag der in ne derte eiſerne Tante Ncrertet ſereeteren vie

franzöſiſchen Sozialiſten Unſerer Parteileitung war es Beſtellung von Aeckern, halten planmäßig Lebensmittel zurück,
leider infolge von Paßſchwierigkeiten unmöglich gemacht, unſerer Großkapitaliſten treiben Sabotage, ſchließen vielfach ihre Betriebe,
Anteilnahme an den Beratungen unſerer franzöſiſchen Genoſſen und wenn die Betriebe nach einiger Zeit wieder geöffnet werden,
durch Entſendung eines Ve s Ausdruck t wird eine Ausleſe unter den Arbeitern vorgenommen. Vertrauensleit es Vertreters Ausdruck zu geben. Die Partei männer des revolutionären Proletariats will man nicht mehr ein
rung hat deshalb ſich darauf beſchränken müſſen, folgendes Be ſtellen, um ſie auf dieſe Weiſe unſchädlich zu machen.

grüßung sſchre iben an den Parteitag zu richten: Das reoktionäre Bürgertum in den Städten und die reaktio
An den Kongreß der Franzöſiſchen Sozialiſtiſchen Partei in nären Grundbefitze: auf dem flachen Lande verfügen über Waffen

Straßburg. und Munition. Die Arbeiterklaſſe iſt entwaffnet. Der Plan der

Werte Geno ſ ſ en en re ſerg Dre Mebige vege in wah werrWir fenden Eux brüderliche Grüße und tog Eu tion und nsmittelverſorgung die jetzige Regierung mehrratungen die beſten rege fur Sire weg. n Frage zu erſchüttern und ſie zum endgültigen Zuſammenbrechen zu
und für die Bewegung des internationalen klaſſenbewußten Prole bringen.

tariats aller Länder. Die Rechtsſozialiſten aber halten trotzdem an
Wir geben uns der Hoffnung hin, daß Eure Beſchlüſſe in der der Koalition mit den bürgerlichen Parteien feſt

Frage der Internationale dazu beitragen werden, bald wieder und verlängérn die Sebensdauer einer Regierung, die von Tag au

eine aktionsfähige Front der Arbeiter aller Län- Tag mehr zur bloßen Platzhalterin der Regktion geworden iſt. Sie

t verhi D r rd C. dem internationalen Kapital entgegenguſtellen. a auf den oben de rrteereede Reretenee ne Wenn
Die Sorge um die Internationale laſtet auf allen revolutio- trächtigen ſeine Abwehrkraft gegenüber der fortſchreitenden

e Parteien. Die Unabhängige Sozialdemokratie Regktion
Deutſchlands hat den Bruch mit der 2. Jnternationale voll

u d J ſe S k,n de gebe dal den treten Kiaſſcetantt die tn ter hereeeeheeeeee reehet
mee zu u jede Politik abzulehnen, die lediglich harten, zähen Kampfe rechnen. Vor lem 3 kg den die dern
Reformen innerhalb des italiſti rſtrebt p 3Die 2 Jniernattonate hat dadug Ah Wrahtae de Arbeiterklaſſe für den revolutionären wiſſenſchaftlichen Sozialis-
beim ſozialiſtiſchen P oraliſche Autorität mus gewonnen und vereinigt wird. Wir müſſen unſeren Ein
e nnjere Paete u r eingebüßt. flußß in den Gewerkſchaften verſtärken, um die jetzt ge

ſere Tartei wird alles daran ſeßen, um eine mit revolutiol werkſchaftlich organiſierten 7 Millionen Arbeiter und Arbeiterin-

närem Geiſt erfüllte, zur Aktion bereite Jnter ions igl; inationale ſchaffen zu peifen Dabei leitete uns h Er- ehe r dar e nd Wer 7 en z r eere
wägung, daß zur erfolgreichen Führung des revolutionären prole zc 2 t Kampfreihe müſſen unſeren nächſten Anſtrengungen gehören. Dertariſchen Kampfes der Zuſammenhang und die Vereinigung mit Rä e ge dan t ren in r ger Deſter Schichten
dem Proletariat der weſteuropäiſchen Staaten eine zwingende des Proletariats. Eben jeyt ſtehen wir mitten in der Wahl
Rytnendigkeit ſei und daß durch Verhandlungen mit der bewegung für die Betriebsräte. Wir ſetzen unſeren
Moska d Internationale und den revolutio- Einfluß dafür ein, daß trotz des Belagerungszuſtandes und der
nären Parteien der anderen Länder eine Verſtändi
gung im Geiſte unſeres in Leipzig beſchloſſenen Aktionspro-
grammeös erreicht werden müſſe. Jn dieſem Sinne haben wir
unmittelbar im Anſchluß an den Leipziger Kongreß einen Appell
gerichtet an die 3. Jnternationale, an die revolutionären Parteien
anderer Länder und auch an Euch. Wir fügen nochmals eine Ab-
a eines Appells bei, obwohl wir ihn Euch bereits zugeſtellt
haben.

Betriebsräte auch dieſe neue Jnſtitution zu einer Waffe im
Kampfe für die Sozialiſierung werde.

Große materielle und ideelle Anforderungen werden die kommen
den Reichstagswahlen an uns ſtellen, die wir, frei vom Kompro-
miſſen, allein im Kampfe gegen alle anderen Parteien ausfechten
werden.

Wi i v allen dieſen Kämpfen ſtärkt uns das Bewußtſein, uns mith r rer en und dem Leere Weltproletariat h zu wiſſen in
mit dem Genoſſen Radek Rückſprache genommen und Genoſſe So zialis9 S 8,e e e n e enWunſch nach einer Konferenz mit der Moskauer Jnternationale glitt hren Fried iund den Parteien, die ſich Moskau anſchließen wollen, befürwortend r r den wahren Frieden, Frei

zu vertreten. Außerdem haben wir mit einer Anzahl von führen- r.den Genoſſen anderer Länder perfönlich Fühlung genommen, ſo Es lebe die Franzöſiſche Sozialiſtiſche Partei!
daß unſere internationalen Beziehungen nach dem Leipziger Es lebe die Jnternationagale!

Mit brüderlichen GrüßenParteitage recht lebendig geworden ſind. Wir verſtändigten uns

Das Zentralkomitee der Unabhängigenin der Parteileitung dahin, nach den Verhandlungen Eures Kon-
reſſes in Straßburg erneut an Moskau heranzutreten, weil Eure Sozial demokratiſchen Partei Deu.ſchlands.Beſchlüſſe die internationale Situation weiter klären und dazu

beitragen werden, durch Verſtändigung mit der 8. Internationale
v Front des revolutionären Proletariats herbei- Vormarſch der Bolſchewiſten.
Wir benutzen dieſe Gelegenheit, Euch kurz über die gegen London, 1. März. (Renter.) Das ſüdruſſiſche Communiaué
wärtige Situation in Deutſchland zu unterrichten. vom 28. Februar r daß die Bolſchewiſten auf einer breiten
In Deutſchland iſt die Reaktion durch die konterrevolutionäre Baſis öſtlich von Roſtow bis nördilch von Statpropol vorn die den en eher De de de See geh tet e et ehe Se ae
daß die durch die rechtsſozialiſtiſche Kriegspolitik hervorgerufene Buregu meldet aus Konſtantinopel Saß der baldige Fall von

Spaltung der deutſchen Arbeiterklaſſe nach dem November 1918 Se irre s Noworoſſik und Sebaſtopol erwartet wird.noch vertieft worden iſt. Die rechtsſozialiſtiſch-bürgerliche Regie-
rung iſt die Gefangene der Reaktion. Sie iſt ohnmächtig gegen-über den Militariſten und Nationaliſten in Deutſchland und ſucht Gewerkſchaftliches.
durch fortgeſetzte Konzeſſionen an die Reaktion ihre Stellung zu be-
haupten. Gegen die Arbeiterklaſſe aber und beſonders gegen den 600000 Mitglieder des Fabrikarbeiterverbandes
Teil, der an dem revolutionären Klaſſenkampfe feſthält, werden Die Nummer 3 des Organs des Verbandes der Fabrikarbeiter in
die ſchärfſten Maßnahmen getroffen. Belagerungszuſtand Deutſchland enthält die Mitteilung, daß der Verband die Zahl von
Preſſeverbote, Streikverbote, Verhaftungen ſind 600 000 Mitgliedern überſchritten habe. Ende 1914 be o Zahl
an der Tagesordnung. Sogar einer der Vorſitzenden der Verbandsmitglieder 130 241. Ende 1918 rund 260 000. Am
unſerer Partei, Genoſſe Däumig, iſt ſeit Wochen in Schluffe des letzten Friedensjahres 1913 war die Zahl von 200 000
ſogenannter Schutzhaft. Mitgliedern um wenige überſchritten!e eigen mar ſten ind asionsliſtithen weite d en ne e n e e e
konſequenteſten Reaktionäre fühlen ſich trotz alledem noch nicht ſtark geiſt innewohnen. Hampfgeiſt iſt nicht nur im Sinne der Aufveſſe
genug, durch einen offenen Aufſtand die Regierungsgewalt an r der Lohn und Arbeitsbedingungen, ſondern in Richtung guf
ſich zu reißen. Veſonders fürchten ſie mit Recht, daß bei einem Einflußnahme auf Produktion und Verteilung der Produkte. Und

Prefſeverbote dafür geſorgt wird, daß durch Wahl revolutionärer

Gewerkſchaften. Die Millionenarmee der in den Gewerkſchaften
zuſammengeſchloſſenen Arbeiter zu ſolchem Wollen vereinigt, wäre
eine unwiderſtehliche Macht, der keine noch ſo feſtgeſügte Unter-
nehmerorganiſation mitſamt der ihnen ergebenen Staatsgewalt
gewachſen ſein kann.

Aus der Provinz.
Anzug: Ueberrock.

Die Abgeordneten des Provinziallandtages der Provinz Sachſen
erhielten zu ihrer Sitzung eine Einladung folgenden Jnhaltes:

De Prergre ſident Magdeburg, den 6. Februar 1920.

Die Preußiſche Staatsregierung hat laut Erlaß vom 23. Januar
d. J. den Provinziallandtag der Provinz Sachſen zum 7. März d. J.nach der Stadt Merſeburg erufen, Zur Teilnahme an den Sitzungen

des Provinziallandtages lade ich hierdurch ergebenſt ein.
Die Eröffnungsſitzung findet am 7. März, mittags 12 Uhr, im

Provinzial-Ständehauſe zu Merſeburg ſtatt; ihr wird ein Gottes-
dienſt in der Schloß- und Domkirche dafſelbſt, vormit-
tags 10 Uhr voraufgehen. Anzug: Ueberrock

Jn Vertretung
Unterſchrift: Unleſerlich.

Es wird ein Bild für Götter ſein, Herrn Oberpräſidenten Hörſing
im Ueberrock dem ſozuſagen amilichen Gottesdienſt einer provinzialen
Körperſchaft der deutſchen Republik vorſitzen zu ſehen, die ſich offiziell
von der Kirche geſchieden hat. Jm übrigen: beſſer als durck urch die ober-
präſidiale Einladung zum Gottesdienſt konnte wirklich der Sieg des
Muckertums in der freieſten Republik der Welt nicht demonſtriert
werden. Herrn Hoörſing und ſeinesgleichen iſt wohl zu gönnen, daß
er an der dazu beſtimmten Stätte aus voller Kehle ſingen darf:
„Nun danket alle Gott“. Die Herrſchaſten haben es geſchafft und
dürfen zufrieden ſein!

Eisleben. Die Mansfelder Volkszeitung, unſer Bruder-
ornan, iſt nach 6 wöchigem Verbote geſtern ebenfalls wieder erſchienen.
Die Treue ihrer Leſer hat auch dieſe Zeitung über alle Schwierig-
keiten der Verbotszeit ſiegreich hinweggebracht

Mühlberg. An die Arbeiterjugend ergeht der Ruf zur
ildung einer ſtraffen Jugendbewegung. Alle Jugendlichen beider

Geſchlechter müſſen ſich zuiammenfinden, um eine machtvolle Bewegung
zu ſchaffen. Die Arbeiterjugend darf nicht der bürgerlichen „Pflege“
in die Hände fallen dort iſt nicht ihr Platz! Die Bürgerlichen ver-
ſuchen es immer wieder und mit allen Mitteln Proletarierkinder für
ihre Zwecke einzufangen und entfremden ſie ihrer eigenen Klaſſe.
Warum haben ſie ſich früher nicht um die Arbeiterkinder gekümmert,
als es noch keine Arbeiterjugendbewegung gab Auch die Arbeiter-
eltern müſſen mehr wie bisher auf dieſem Gebiete nachhelfen. Leider
bilden ſich manche Arbeitereltern darauf noch etwas ein, wenn ſich
ihr Sohn einem bürgerlichen Verein als Schäfchen anhängt. Das iſt
ein lächerlicher Stolz! Sie ſollten lieber dafür ſorgen, daß ſich alle
jugendlichen Arbeiter und Arbeiterinnen zuſammenſchließen, um ſich
ſelbſt gegenſeitig mit erziehen zu helfen! Anmeldungen zwecks Bei-
r ſind an die Jugendgenoſſen Gorsboth, Gömann und Wolf zu
richten.

Zſchornewitz. Die Gemeindevertretung erledigte in der
Sitzung am 25. Februar folgende Vorlagen: Die bereits in der
vorigen Sitzung erörterte Schularztfrage kam zum Abſchluß. Herrn
Dr. Schlueter wird für eine viermalige jährliche Unterſuchung ſämt-
licher Schüler die von ihm beantragte Entſchädigung gewährt. Aerzt-
liche Behandlung iſt nicht einbegriffen. Wegen zahnärztlicher Be-
bandlung der Schüler wird mit einem Zahnarzt ein beſonderes Ab-
koinmen getroffen. Der uns jetzt angebotene Spürhund ſoll angekauft
werden. Behandlung und weitere Ausbildung desſelben übernimmt
Wachtmeiſter Kretzſchmann. Die vor einem Jahr ſeſtgeſetzten Luſt-
barkeitsſteuern werden um 100 Prozent erhöht. Für Kino je Tag
30) Mark. Die Verſammlung nimmt Kenntnis von der Anſtellung
des Gemeindebeamten Hofmann, ſowie des Nachtwächters und Ge-
meindedieners. Der Haushaltsplan für 1920 wird durchberaten und
die einzelnen Poſten werden feſtgeſetzt. Die Vorlegung erfolgt nach
Fertigſtellung in der nächſten Sitzung. Von der vollzogenen Ein-
gemeindung des Forſtgutsbezirkes Rothehaus wird Kenntnis ge-
nommen. Für die im Kolonie-Gaſthof aufgeſtellte öffentliche Volks-
bücherei werden 500 Mk. bewilligt.

Briefkaſten.
Düben. Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, Sie wieder einzuſtellen,

wenn Sie ſich innerhalb 2 Wochen nach Jhrer Entlaſſung vom
Militärdienſt bei ihm gemeldet haben. Ein Anſpruch darauf in die-
ſelbe Tätigkeit einzutreten, die Sie vor Jhrer Einſtellung b im
Militär ausgeübt haben, beſteht nicht, Der Unternehmer iſt ledi ich
verpflichtet, Sie wieder zu beſchäftigen.
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—DZDSternſteinhof billiger geben, und um den nähm' ich auch 'n blinden Er ſtand, daß der Bach gegen ihn floß, ſah nur das währende

10) Der Sternſteinhof. Ton„Pfui, wie du auch nur ſo grauslich daherreden magſt, wo du
Eine Dorfgeſchichte von Ludwig Anzengruber. doch fo für dein Teil ein' Bub'n haſt, auf den d' ſtolz ſein

Gedrückt und verſchüchtert verließ ſie das Haus und atmete froh kannſt vor als ein Vanern geg n ben is woht dex Kieebinder
Tag niauf, als es nach dem Garten ging. Die beiden Dirnen wurden Mühri o i f l ſi uckerl ein ganz anderer. Dazu is der hochmütige Sternſteinlerübrigens von der Alten auch nur dahin geführt, weil ſich dort. von wann d ßa i e von der h berracht haſt mußt mer recht

Der Toni vom Sternſteinhof, wie reich er is, ſtellt ſein

Zudrängen und Herankommen und achtete nicht auf das giſchtende,
wallende, raſtloſe Gerinne, das hinter ſeinem Rücken, was es ge
bracht hatte, Scheit oder Halm, auch mit ſich fortführte.

6 re am nächſten Morgen fand ſich Helene auf dem Sternſtein
of ein.iner großen Rebenlaube aus, am ſchönſten weiſen ließ, was für S 7 zeiner grotzen RNebenlaube aus. ch ſ 2 3 ſt d Iſt d er kann dochS geben weitaus nit der ſchönſte und ſtärkſte und er kann dochLiegenſchaften zum Sternſteinhofe gehörten. Es war viel Grund ahrlich nit, wie der Mugerl, was ihm an Kräftigkeit und Hübſch

und Boden, aber den Eindruck ausſchließlichen Beſitzes machte er t aleick ch ſein Künſtlichkeit und ſein' Bravheitdoch nicht, er reichte nicht, bis wo Se und Erde in eins ver e ſert en durch ſein Künſtlichk Bravh
ſchwammen und rings lag doch auch viel fremdes Eigentum. „Schau', was du all's über ihn weißt,“ lachte Helen', „ſchier

Die Schaffnerin ſetzte den Dirnen noch ein Gläschen Wein vor werd' ich mit dir eifern müſſen, es hat völlig 'n Anſchein, als ob d'
damit dieſe, wie ſie wohlwollend bemerkte, wieder zu Leben kämen in mein Muckerl verliebt wärſt.“

„Geh' zu, ſei nit

„Je, was machſt du da?“ fragte die alte Schaffnerin, als ſie
ihrer anſichtig wurde.

„Denk',“ ſagte die Dirne, indem ſie nach ihrem rechten Ohrlävpp-
chen wies, „ein Ohrring is mir verloren gegangen. Hab ich ihn
nit da heroben bei euch verſtreut?“

„Hab' nix g'ſeh'n?“
„Sollt' er dir gleichwohl unterkommen.dann t ſie die beiden, ſehr zufrieden darüber, ihnen Anlaß Sepherl wandte ihr errötendes Geſicht ab.

gegeben zu haben, das weniger als je zu ſein. törig.“Eine gute Strecke legten die Mädchen wegen zurück, dann Krauchtt ja nit rot werden. wenn es nit wahr iſt,“ neckte
blieb Helene ſtehen und ſah nach dem Hofe. haſt recht g'habt, Helene. Es machte ihr Spaß, da ſie ſich den unbeſtreitbaren Beſitz
Sepherl,“ ſagte ſie, „man kann wirklich ganz weg ſein.“ des Burſchen von Sevherl geneidet dachte dieſe durch loſe Reden

„Gelt ja?“ ſagte die. zu ärgern. Sie ſchlug ihr derb auf die Achſel. „Na, trutz nit!„Denk nur,“ fuhr Helene fort, „die welche mal den Bub'n vom Wann dir ger ſo um ihn is, kannſt ihn ja hab'n. Gib mir ein gut
Sternſteinhof-Vauer kriegt, er hat ja wohl nur den ein Wort, ſo laß ich'n dir.

„Wie d' fragen magſt! Freilich nur 'n Toni.“ „„Haſt du auch nur ein Laut von mir g'hört. der dir das Recht
„Die den einmal kriegt und da oben hinauf zu ſitzen kommt, die gibt, ein ſolche Red' wider mich z führin?“ zürnte Sepherl

muß's ſchon ſo gut haben, wie's kein' Prinzeſſin auch nit beſſer der Muckerl kein andere will wie dich, und ſelbſt wenn er eine

den tn s r re„Pah, was d' red'ſt! Einer Prinzeſſin, die g'wöhnt is, vom gol t. ten, daß dich ſol n ſit Schwävendenen Weſcherr zu eſſen und daß Wie Soldaten pt ihr G'wehr nur ſelber verunehrt und ich mich für dein G'ſpött noch allweil

gut ah'raus ſchreien, der fehlet noch viel! Meinſt denn, ſo a recht a z gut halt
reiche Vaterstochter bekäm' da ſonderlich mehr unter d'Händ', als „BViſt du aber empfindlich,“ ſagte Helene, über die Achſel nach

von ihr's Vaters Hof her g'wöhnt is? So arme Menſcher, wie ihr blickend. Wwann der Bub mein is, ſo werd ich mir doch über
wir, glaubeten ſich dort freilich wie im Himmelreich, aber von uns das meine ein Spaß erlauben dürfen? Und ſag ich ſcherzweis,
kommt keine h'nauf.“ ich tät dir m gönnen, ſo darf das doch dich nit beleidigen, die m für

ich.“ fzte Helen' ſo ein' Ausbund halt'! Das im G'ſpas, im Ernſt aber is er,„Schwerlich, ſeu r en e.., wie er is, ich bin auch, wie ich bin vermöcht' ihn ein' andere nur

v i e e r e e e e e e h e g. ääß ä5 7 d iner v t ge. r. Z. 5nit mehr ſtreitig machet!auch ſein, halt' der Toni auch nur des Dank's für's Grüßen wert. Ja, v dburſte die Zinshofer Helen' wohl reden. Sepherl nickte

„Da g'ſchieht nur denen recht, die ihn anred'n.“ rief Helen', „ich „Wär' auch ein Einfall ſich mit dir z'meſſen, der
grüß ihn nit!“ uckerl tät' dazu nur lachen. Aber ſchau', da is er und ſteht noch„Und wenn er ſich ja unterſtünd',“ fuhr Sepherl fort, „auf unſer all'weil geduldſam auf der Brucken.“eine ein Aug' Mdeſen ſein Vater ſchlüg' ihm allzwei aus m Er ſtand wirklich noch da. Viel Waſſer war, während er hier

Kope.“ wartete den Bach hinabgefloſſen und er fragte ſich, wieviel wohl„G'ſchäh ihm ſo wegen mir, Gott verzeih' mir d'Slind', vo-ch da nur der Brücke werde d müſſen, bis ſich
aber ich könnt's zufrieden ſein, dann müßt's der Alte trotzm ſchicken wird, was er wünſcht und hofft?

„Will ſchon darauf achten.“
Ueber den Hof kam ein unterſetzter, ſtämmiger Burſch auf die

beiden zugeſchritten.
„Da kommt unſer Bauersſohn,“ flüſterte die Alte, die Dirne

mit dem Ellbogen anſtoßend.
Helene betrachtete den Herantretenden. Er hatte kranuſes,

ſchwarzes Haar, eine gerade, ziemlich fleiſchige Naſe und braune
hbelleuchtende Augen. Sie erwartete, nach dem, was Sepherl über
ihn geſagt hatte, keinen Gruß, aber ſie grüßte auch nicht.

„Wen haſt denn da bei dir, Kathel?“ fragte er.
„'s is die Zinshoferiſche von da unten,“ ſagte die LAlte, mit einer

beiläufigen Handbewegung nach dem Fuße des Hügels, welche dartun ſollte, wie wenig für ſier oben das da unten zu bedeuten habe.
„Die Mayner-Sepherl hat's geſtern mit hersuſgebeacht und da

hab' ich ihr große Augen machen gelehrt. Ueber lauter Aufſchau'n
bat's gar ein' Ohrring verloren, ohne daß ſie es gemerkt hätt'.
Gelt ja, du?“ Sie legte ihre knöchernen Finger auf die runde
Schulter der Dirne.

„Wahr iſt s,“ ſagte Helene, „ſcön habt ihr's da heroben.“ Sie
ſagte das aber in einem Tone gleichmütiger Anerkennung, wie
wenn ſie geſtern gerade nicht gar zu Ungewöhnliches geſehen hätte
und als ob ſie etwa mehr abſonderlichkeitshalber, als aus ſonſt
irgend einem Grund in der armſeligſten G da unten wohne.

„Na, wenn dir's gefallen hat,“ ſagte der Burſche, „kannſt ja öfter
kommen.“

„Biſt gutmittig,“ lachte die Dirne, „denkſt, mit den Augen tragt
euch kein's was hinweg und gönnſt ein'm 's Anſchau'n.“

„BVijſt du ſo intereſſiert?“ ſchmunzelte der Burſche. „Wer weiß,
s eine oder 's andere könnt ſt du ein'm leicht wohl abbetteln.“

AFortſetzung folgt.)
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Schreher- Garten Achtung, Ehelentel
erder epro qm von 4. 50 Mark an verkauft plohlen) Prooport W ereà n

Markt W III. Zimm. 36Schmeisser, Sprechzeit: 5-1 Wer Ejje Parteischriften ennt A Fern
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Fernſprecher 1473. Leipziger Strasse 88 Alte Promenade II a

Fernruf 1224. Fernruf 1224. Fernruf 57368. Fernruf 5738.Mitgliederderſammlungen
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im Schwarzen Adler.
Der Vorſtand.
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heißen.
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Rmien. Nachrichten.
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W herzer 5 der Stadt

gI. nder. a Boſhethe
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erteilt koſtenlos mit
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Veüderſtraße Nr. 7. Eoke Gr.
Haus der Hüte, ln ünless. Marle Kähne

Diſtrikt Dölau
8799 nach Sagen Leiden

Mode Zeitungen
ompsehit dis

Volksbuchhandlung, r

Telephon 4980. 8788 Korn gegenüber.

Ehre ihrem Andenken!
Der Vorſtand.IIIx Achtung!
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Nr. 53. 31. Jahrgang.
r

Das Milliardengeſchen an
Wilhelm.

Wie t iv ſchen berichteten iſt der preußiſchen Landesverſannn-
lung das Abſindungsgeſetz für die Hohenzollern zugegangen, über
das geſtern beraten worden iſt. Der Geſetzentwurf iſt eine rechte
Geheimratsarbeit und ſtügt ſich auf den Artikel 153 der Reichs
rerfaſſung, wo tach das Privateigentum garantiert wird. Die
L cau!rater, die im Miniſterium des rechtsſozialiſtiſchen preußi
ſchen Finanzminiſters Südekum arbeiten, haben es ausgezeichnet
verſtanden, mög'ichſt viel Beſitzungen des ehemaligen „Königs“
hauſes als Privateigentum zu erklären. Nicht mit Unrecht geſtand
der Rechtsſozialiſt Graf in der Landesverſammlung ein, daß der
Vurggraf von Nürnberg bettelarm in die Mark gekommen ſei, und
die Hohenzollern ſpäter dem Volke die beſten Grundſtücke ab-
zennmmen habe. Man iſt beute erſtaunt zu hören, daß nicht

wiger als 13 Schlöſſer den Hohenzollern verbleiben ſollen, außer
dem eine große Anzahl bedeutender Grundſtücke in Berlin, Pots

Plön,. Kiel und anderwärts. Es ſind gerade die beſten und
rivollſren Gebäude, die angeblich Privateigentum Wilhelms des
nien ſein ſollen, wie das Palais des ſogenannten alten Kaiſers
Zerlin, Schloß Bellevue, Babelsberg, die vor wenigen Jahren

anusgeſtattete Burg Hohenzollern, Schloß Homberg v. d.
e am Taunnsgebirge. Unter dem „Privat“beſitz der Hobenzollern
tindet ſich auch das bekannte Schloß Stolzenfels am Rhein, das

jetzige Einſiedler von Amerongen früher nicht gern hewohnen
möchte. weil es wu r 685 bewohnbare Zimmer hatte; ferner bekannte
Jagdſchlöſſer: Oels, Kadinen und Rominten. Man ſieht, die
fozialiſtiſch maskierte Regierung hat es gut vor mit dem entarteten
Hohenzollerngeſchlecht. Das Haus, dem Preußen Deutſchland zahl
reiche blutige Kriege und den verbrecheriſchen Weltkrieg „verdankt“,

ird von der heutigen Regierung mit Glanz und Prunk umgeben,
mirr um den Artikel 153 der Verfaſſung nicht zu durchbrechen, den
wir übrigens bei der Durchberatung des Verfaſſungsentwurfs aufs
ſchärfſte bekämpft und als unſozialiſtiſch und reaktionär gebrand-
markt haben. Aber es kommt noch beſſer. Die fürſtliche Wohnung
allein reicht für den „Gottbegnadeten“ nicht aus, er muß auch ent
ſprechendes Zehrgeld haben. Aus dem Geſetzentwurf erfahren wir
zum erſten Male, daß Wilhelm ſein Gehalt, die „Zivilliſte“
in Höhe von ſtark 19 Millionen noch bis zum
1. April 1920 auf Koſten des preußiſchen Volkes
gezahlt wird. Wer nun glaubt, mit dem Gehalt dieſer
6 Monate nach der „glorreichen“ Revolution könne Wilhelm bis
an ſein Lebensende auskommen, irrt ſich gewaltig. Er ſoll nämlich
nach dem Geſetzentwurf noch eine einmalige Entſchädigung von
100 Millionen Mark und vom 1. April 1920 an eine jährliche
Privatrente von 728 Millionen erhalten. Damit läßt ſich ſchon
ganz anſtändig leben, Wilhelm der Letzte kann mit der Arbeit von
Südekums Miniſterium wohl zufrieden ſein. Rechnet man dazu
noch die Millionen, die Wilhelm ins Ausland verſchoben hat, das
viele Goldgeld, das er mit nach Holland genommen hat (etwa
0 Millionen), Die Kronjuwelen, die ebenfalls „Privat“eigentum
ſind, ſo bekommr man eine leiſe Ahnung, daß der Mann. der mit
ungeheurer Kriegsſchuld beladen iſt, auch in Zukunft auskömmlich

leben kann.
Sogar der noske ſozialiſtiſchen Partei iſt die Situation un

gemütlich geworden, ſie verlangt daher die Aufhebung des Ar-
tikels 153, m eine andere Regelung herbeiführen zu könwen. Doch
wird es nichts nützen, da alle bürgerlichen Parteien von den „Ver-
dienſten“ der Hohenzollern überzeugt ſind und dieſen die An
erkennung in Geſtalt vow Werten in Höhe vieler Millionen nicht
verſagen werden. Jn ſolchen Dingen iſt die bürgerliche Koalition
feſt da marſchiert das Zentrum ſtramm mit den Deutſchnatiowalen
durch dick und dünn. Klar und beſtimmt hat Genoſſe Adolf Hoff
mann in der Landesverſammlung. unſere Stellung in dieſer An
gelegenheit dargelegt, ſein Antrag verlangt Enteignung der
Hohenzollern. Damit hat unſere Partei der Empfindung
der breiteſten Maſſen des Proletariats, auch derjenigen, die noch
bei der Noskepartei aushalten, Ausdruck verliehen.

7

Daß die Erregung über den Geſetzentwurf auch in den Organi-
fationen der rechts ſozialiſtiſchen Partei nicht gering iſt, beweiſen
die zahlreichen Anträge, die der Parteileitung aus dem ganzen
Reiche zugegangen ſind, und die darauf hingielen, den Dr. Süde-
kum wegen einer Haltung in der Frage der Abfindung an die
Hohenzollern b der Partei auszuſchließen. Unwillkürlich
erinnert man der zahlreichen Anträge, die bisher geſtellt worden
ſind, um Noske aus ſeiner Partei zu entfernen, und ſofort weiß
man, daß auch alle Anträge, die gegen Südekum gerichtet ſind. bei
der Parteileitung in der Berliner Lindenſtraße unter den Tiſch
fallen werden.

Preußiſche Landesverſammlung.
128. Sitzung. Dienstag, den 2. März. Präſident Leinert er

öffnet die Sißung 12 Uhr 25 Min.
Das Haus berät den Geſetzentwurf über die

„Vermögensauseinanderſetzung zwiſchen Staat nnd Köni haus.
Dazu fordert ein Antrag des Abg. Adolf Hoffmann (U. S. Ent
eignung, und ein Antrag Graf (Frankfurt) (Rechtsſoz.)
Aenderung der Reichsperfaſſung rn der Weiſe, daß
über die Vermögensverwendung zum Wohle des Volkes anders als

ſetzt beſtimmt werden kann. aFinanzminiſter Südekum: Den Antrag Hoffmann vitten
wir abzulehnen, dem Antrage Graf könnten wir zuftimmen, weil
er eine Ausein nderſetzung nach vorheriger Aenderung der Rechts
macht herbeifühden will.t en (Frankfurt) (Rechtsſoz.) Wilhelm II. iſt nicht an
der Spitze ſeiner Truppen geſtorben, er iſt

vei Nacht und Nebel geflohen,
eht in Holland ſpazieren und ſägt Holz. Da Volk hat er inElend zurückgelaſſen. Die H ohenzollern

find bettelarm in die Mark gekommen und haben dem
Volke die beſten Grundſtücke abgenommen. Wenn jetzt verlangt
wird: gebt dem König, was des Königs iſt, ſo ſagen wir: gebt dem
Burggrafen von Nürnberg, was er ins Land mitgebracht hat. (Sehr
richtig! links, Unruhe rechts.) Wie kommt eine Familie, deren
Srerhaupt noch nicht 65 Jahre alt iſt, zu der Erklärung. daß ſie
ſich nicht ſelbſt ernähren könne. Jn der Schule haben wir doch
gehört, daß die Hohenzollern alle ein Handwerk lernen müſſen.
Schallende Heiterkeit.) Ein Reichsgeſetz zur

Enteignung der Hohenzollern
muß gemacht werden, auch wenn es noch Monate dauern ſollte.
Das Volk verlangt, daß wir dem ehemaligen Königshauſe nicht
noch ein Rieſenvermögen ireern e Wed die ſcharfen Angriff

Abg. O enhoff (Ztr.): Jch auere die ſcharfen Angriffedes Sorrebner? uf da Königshaus. (Lebhafter Widerſpruch
links. Große Unruhe.) Die useinanderſetzung muß auf dem
Boden des Nechtes erfolgen. Die Anträge Hoffmann und Graf
lehnen wir ab. Gebt dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt. (Zuruf
Adolf Hoffmanns (U. S.):

Er kann höchſtens Arbeitsloſenunterſtützung bekommen!)

Beilage zum Volksblatt. Halle (Saale), 3. März 1920.

Abg. Caſſel (Tem.): Den Antrag der Mehrheitsſozialiſten
halten wir für äußerſt bedenklich.

Das beſtehende Geſets gibt keine Möglichkeit der Enteignung.
Der Wunſch der Mehrheitsſozialiſten wird daher auch im Reichs-
tag auf die größten Widerſtände ſtoßen.

Abg. Dr. Hergt (Dn.): Aus der Rede des Abg. Graf ſprach
die Angſt vor der

Wievderkehr der Monarchie.
(Anhaltende Unruhe links, Beifall und Zuſtimmung rechts.) Es
regt ſich etwas, das Jhnen (nach links) ſehr bald
über den Kopf wächſt. Widerſpruch links, anhaltender Bei-
fall rechts.)

Abg. Adolf Hoffmann (N. S.
Die Hohenzollern dürfen keinen Pfennig bekommen,

ebe nicht feſtgeſtellt iſt, wieviel Millionen ſie ins Ausland ver-
ſchleppt haben. Miniſter, die einem Jrrſinnigen Millionen nach-
werfen, hätten längſt abberufen werden müſſen. Hätte Wilhelm
noch einen Funken von Menſchlichkeit, ſo hätte er ſein ganzes Ver-
mögen für ſeine Sünden hergegeben. Er beſitzt aber noch ſein
Edelmetall, während das Volt Gold für Eiſen gab. Wilhelm iſt
gewiß nicht allein ſchuldig am Krieg, aber er hat den Funken ins
Pulverfaß geworfen. Kautskys Aktenmaterial beweiſt, daß Deutſch
o und Oeſterreich den Krieg vom Zaun gebrochen haben
und daß

der deutſche Kaiſer der größte Kriegshetzer
war. Angeſichts der Wohnungsnot iſt unbegreiflich, daß der
einen Familie von 48 Leuten ſo viel rundſtücke zur Verfügung
geſtellt werden ſollen Stimmt es, daß die Miniſter Südekum und
Hirſch billigen Wein aus den königlichen Kellern bezogen haben?
Südekum ſoll ſogar Wein nach dem Hotel ſeines Bruders in Harz-
burg geſchafft haben. Das Berliner Schloß wird gegenwärtig
ausgeplündert, ſelbſt die Fenſter werden ausgeſchnitten, die Kron-
leuchter auseinandergeſchraubt und koſtbare Gemälde fortgeſchafft.
Der Antrag Graf iſt nur ein Verlegenheitsantrag zu Zwecken der
Wahlpropaganda. Das frühere Königshaus darf nicht Gelder er-
halten, um das Volk nochmals ins Elend zu bringen. (Lebhafter
Beifall bei den Unabhängigen.)

Abg. Dr. v. Krauſe D. Vp.): Vergeſſen wir nicht, daß unſer
Land den Hohenzollern auch Dank ſchulder. Der Antrag der Un-
abhängigen iſt für uns gänzlich unannehmbar und ebenſo erblicken
wir in dem Antrage Graf auch einen unerträglichen Angriff auf
das Privateigentum.

Damit ſchließt die Ausſprache. Die Vorlage wird mit den bei-
den Anträgen dem Rechtsausſchuß überwieſen. Dann vertagt
fich das Haus auf Mittwoch 12 Uhr: Anträge.

Schluß 612 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 3. März 1920.

Kommunale Rückſchau.
II.

Jn der Stadtverordneten-Sitzung vom 16. Februar ſtand im
Mittelpunkt der Debatte ein Antrag unſerer Genoſſen auf
Streichung des Religionsunterrichts: „Der Magiſtrat möge bei
den zuſtändigen Stellen darauf hinwirken, daß bei dem jetzigen ge
kürzten Lehrblan die Stunde für den Religionsunterrjcht geſtrichen
werde.“ Begründet wurde der Antrag von der Gerppſſin Krüger,die beſonders betonte, daß ſelbſt bei dem nur 20ſtündigen Sohn

Lehrplan wichtigere Fächer, wie Rechnen, Deutſch und Handarbeit,
zugunſten des Religionsunterrichts eingeſchränkt werden. Das
ſei um ſo ſchlimmer, als die Kinder ſchon fünf Jahre lang ſehr
eingeſchränkten Unterricht gehabt hätten und in ihrem Wiſſengegen die Kinder früherer Zeiten ſtark zurückftehen. Genoſſe VWog

m

habe. Wie der Religionsunterricht den Kindern erteilt wird, zeigt,
daß es ſich dabei nur darum handelt, den Staat durch die Kir
in ſeiner Machterhaltung zu unterſtützen. Die Kinder haben vom
Religionsunterricht in den jüngeren Jahren überhaupt nichts,
denn ſie ſind nicht fähig zur Vorſtellung eines geiſtigen Prinzipes.
Bei der Abſtimmung ſtimmten neben den Bürgerlichen auch ein
Teil der Mehrheitsfozialiſten gegen den Antrag, ſo derz beiden
Seiten 30 Stimmen ſtanden. Die Stimme des Vorſtehers Hennig
gab den Ausſchlag für den Antrag.

Jn der Sitzung der Stadtverordneten vom Montag, den 23. Febr.,
führte Herr Keil den Vorſitz, da Genoſſe Hennig erkrankt war.
Neben Vorlagen nichtgrundſätzlicher Natur kam es zu einer De-
batte bei einer Vorlage, die 5000 Mark für die „Grenzſpende“
forderte. Es handelte ſich darum, den Abſtimmungsberechtigten
in den Grenzgebieten die in anderen Gegenden des Reiches woh-
nen, die Reiſe zur Abſtimmung zu ermöglichen. Jn Halle woh-
nen gllein gegen 1200 Abſtimmungsberechtigte. Der Haushalts-
Ausſchuß beantragte, 10 000 Mark zu bewilligen. Unſere Fraktion
lehnte die Gelder ab mit einer Begründung des Gen. Albrecht,
der auf die Gewaltvolitik in Oberſchleſien, Poſen und Nord-
ſchleswig hinwies. Korrumpierungsgelder bewilligen wir nicht!
Trotzdem nahm die Mehrheit die Vorlage an. Sodann wurde die
Erhöhung der Teuerungszulagen für ſtädtiſche Beamge beſprochen.
Die Vorlage des Magiſtrats ſieht als Termin für die neuen
Gelder den 1. Januar 1920 vor, während der Haushaltsausſchuß
rückwirkend den 1. Januar 1919 empfiehlt. Dieſe Teuerungs-
zulagen werden wieder ein Angiehen der ſtädtiſchen Steuerſchra e
bedeuten. Wir werden nun nicht weniger als 420 Prozent Ge-
meindeeinkommenſteuer zu zahlen haben! Auch die r
erhöht ſich auf 354 Prozent und die Grund und Gebäudeſteuer
ebenfalls auf 354 Prozent. Das bedeutet ein fünftes Stener-
gugrtal! Für unſere Fraktion erklärte Gen. Kürbs, daß wir der
Magiſtratevorlage zuſtimmen, aber die weitergebenden Anträge
des Ausſchuſſes ablehnen. Beſonders die Rückwirkung vom
1. Januar 1919 ſei abzulehnen. Daß Halle in eine höhere Servis
kiaſſe aufrücke, bedeute auch neue Lohnforderungen, da viele Tarife
eben darauf zugeſchnitten ſeien, daß Halle bisher nicht in dieſer
Servisklaſſe war. Genoſſe Hildebrandt wies in einer ein
drucksvollen Rede nach, wie die Bürgerlichen bei jeder Gelegenheit
den Arbeitern eine Aſchenbrödelrolſe zuweiſen. Wir ſeien nicht
beamtenfeindlich, ſondern wünſchten gleiche Behandlung der Ar-
beiter- und Beamtenfragen. Herr Kloeis zeigte ein ganz ver-
dächtig beamtenfreundliches Herz, zu verdächtig für einen ehe-
maligen Arbeiterſekretär. Er jonglierte mit ganz ausnahmswweis
niedrigen Gehältern, die er dem Durchfchnitt der Arbeiterlöhne
entgegenſtellte. Der liebliche Herr, der demnächſt wohlbeſtallter
Bürgermeiſter wird, beklagte ſich darüber, daß er im Gewerkſchafts
kartell gemaßregelt worden ſei. Nun, er iſt immerhin die Treppe
hinaufgefallen! Wie es mit der Arbeiterfreundlichkeit der Herren
Bürgerlichen und Rechrsſozialiſten beſtellt iſt, das bewies ein
wahres Hohngelächter, als unſere Genoſſen den Antrag ſtellten,
daß die Löhne der ſtädtiſchen Arbeiter ebenfalls rüd wirkend ab
1. Januar 1919 erhöht würden. Man nahm dann die Vorlage,
wie ſie der Ausſchuß geſtaltet hatte an. Eine Debatte entwickelte
ſich ferner bei dein Antrag unſerer Fraktion, den Kindern der
Volksſchulen freie Lernmittel zu gewähren. Herr
Buſſe von den Deutſchnationalen kollerte wütend gegen dieſen
Antrag, den Genoſſin Krüger begründete. Der Rechtsſozialiſt
Lehrer Wilke trat, ebenfalls wie Stadtſchaubrat Brendel, dafür ein.
Der Antrag wurde mit 31 gegen 31 Stitnien dem Schul und
Haushbaltsausſchuß überwieſen. den Ausſchlag für
dies Begräbnis.

Als Dringlichfeitsantrag wurde ein Antra
hehandelt, der Kleingelderſatz fordert. Jeder, d
Wochen das Kleingeldelend mitgemacht hat, weiß. wie nötig hier

enre narken102 V c
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ſtimmig angenommen.
ſtelle für Reichsware fand ſein Nachſpiel in einer
gefordert wurde, daß derartige Vorgänge verhindert
Wilke erhob ſchwere Beſchuldigungen gegen beteiligte Vean
den Stadtrat Finger und Herrn Rive auf den Plan riefen, welche
Beweisanträge forderten

tung- Deputation ſoll von jetzt an anders

neben Oſterburg Gen. Wünſche gewählt. Es
erregte Debatte
der praktiſche Landwirte vertreten waren, die
artig arbeiteten.
Geſchäftsführung des Herrn Keil. Herr Minner erlaubte ſich einen
Anwurf gegen den Gen. Oſterburg wegen der Kohlenve
der durchaus nicht zur Sache gehörte.
hindert wurde, ſeine deplacierten Ausführungen zu machen, ließ
der Vorſteher eine Antwort des Gen. Ofterburg nicht zu. Erſt in
einer perſönlichen Bemerkung widerlegte Ge
Gewäſch.

auf Errichtung von ſechs Kinderhorten. die neben den drei noch
ſtehenden Horten des Vereins für Kinderhorte, neben den
Privatborten und dem Hort in der Bethke-Lehmann-S
Kinder der erwerbstätigen Frauen aufnehmen jollen. Nicht weniger
als 30 000 Frauen in Halle ſtehen in einem Arbeitsverhältnjs, ſo
daß ein ganz großer Teil der Jugend vollkommen ſchußzlos auf
wächſt.

Ausgabekredits für bauliche Unterhaltung der Volksſchulen
Mark für eine Entwäſſerungs- und Abortanlage in der Ritter-

ſtraße 5, 2600 Mk. für Anlage von elektriſchem Licht
Volksſchule. Ferner hat der Magiſtrat beſchloſſen, weitere 1 000 000
Mark 50-Pf.-Scheine und 132 Millionen Zehnpfennigftücke aus
Metall herſtellen zu laſſen.
es ſteht zu hoffen, daß der Kleingeldmangel dadurch etwas ge-
hoben wird.

niſſes verbracht haben.
die Schaffung verſchiedener techniſcher Beamtenſtellen.
wurden für den Hebammenverein bewilligt, ebenſo die Beteiligung

hob hervor, daß, wer Kunſt und Wiſſenſchaft beſitze, auch Religion ſ zu werden.

nahme der
nicht
Familienangehörigen während der Dauer des auswärtigen Ar
beitsverhältniſſes die Zuſchläge zur Erwerbsloſenunterſtützung im

e
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der Be ngsſchein-

Debatte, in der
würden. Herr

ite, die

Auch der Andrang bei

In der Stadtverordneten Sitzung am Moniagg. den I. März,
präſidierte wiederum Herr Keil. Jn die Deputation für di
Kriegshinterbliebenenfürſorge wurde Herr Jnwelier Tittel und
Herr Landgerichtsrat Hohnemann delegiert. Tie Landgüterverwal-

eſetzt werden17 v 1i un ials bisher, und zwar aus 3 Magiſtrarsmitgliedern, 4 Stadtver-
ordneten und 4 Bürgerdeputierten. Von unſerer Seite wurde

entwickelte ſich eine
früheren Deputation, in

aber oft ganz eigen-
Während dieſer Debatte zeigte ſich die parteiiſche

über die Arbeiten der

rſorgung,
D. W T.Trotzdem Minner nicht ver

n. Oſterburg Minners

Eine Vorlage von ſozialer Bedeutung war der Magiftratantrag

zwei
tiftung die

Dem ſoll durch die Horte abgeholfen werden, in denen auch
für Speiſung geſorgt wird. Die Koſten wurden bewilligt. Ange-
nommen wurden folgende kleinere Vorlagen: Die Verſtärkung des

1250

ſtraße 16, 4000 Mk. für Arbeiten an der Heizungsanlage im Paul-
Riebeck-Stift. 10 000 Mk. für Erneuerung der Papp- und Schiefer-
dächer der Gebäude des ſtädtiſchen Schlachthofes, 46 000 Mk. für

Kl. Ulrich
in der Trothaer

Jnſtandſetzungsarbeiten am ſtädtiſchen Grundſtücke

Die Verſammlung ſtimmte zu, und

Der Magiſtrat hat in Uebereinſtimmung mit der Theaterdepu-
tation beſchloſſen, den Theaterarbeitern für den Erwerb der Ruhe-
lahnnnwartſchaft diejenige Beſchäftigungészeit anzurechnen, die ſie
im Theaterbetrieb unter dem Beſtehen des früheren Pachtverhält-

Die Vorlage wurde angenommen, ebenſo
1922 Mk.

der Stadt Halle an der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Mittel
deutſche Heimſtätte mit 30 000 Mk. und an der Baugeſellſchaft
Mansfeld zu Eisleben mit 5000 Mk. Beſchloſſen wurde, denjenigen
Beamten, die bis zum Abſchluß der bevorſtehenden ſtädtiſchen Be
ſoldungsreform in den Ruheſtand treten, Ruhegehalt und Hinter-
bliebenenbezüge zu gewähren. Die Erneuerung einer Weiche im
ſtädtiſchen Schlachthof wurde genehmigt. Der Verkehrsausſchuß
legte den Antrag vor, den Magiſtrat zu erſuchen, mit den Reichs-
behörden wegen Errichtung eines Poſtſcheckamtes in Halle in Ver
handlung zu treten. Stadtv. Balke machte darauf aufmerkſam daß
ein ſolches Amt 300 bis 500 Beamte erfordere, die man jetzt nicht
unterbringen könne. Andererſeits wurde eingewendet, daß ſich
Erfurt und Magdeburg auch bereits gemeldet hätten, um bei der
bevorſtehenden Teilung des Leipziger Poſtſcheckamtes berückſichtigt

Der Antrag wurde angenommen.
Folgender Entwurf eines Gemeindebeſchluſſes über

Erwerbsloſenfürſorge
wurde debattelos angenommen. Demnach beträgt die Unter-
ſtützung künftig für jeden Wochentag für männliche Perſonen über21 Jahre 5,20 Het, von 16 bis 21 Jahren 4 Mk. für weibliche Per
ſonen über 21 Jahre, ſofern ſie nicht in dem Haushalt eines
anderen leben, 8,50 Mk., über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt
eines anderen leben, 3 Mk., von 16 bis 21 Jahren 2,25 Mk. Die
Familienzuſchläge betragen für den Ehegatten 2 Mk. für die
Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörige 1,50 Mk.
Feiertage, die auf einen Wochentag fallen, gelten als Wochentage.
Wird ein erböhter Ortslohn feſtgeſetzt, ſo iſt der Magiſtrat er
mächtigt, die vorſtehenden Sätze nach erfolgter Genehmigung der
Regierung entſprechend zu ändern. Nach erfolgter Zuſtimmung der
Landeszentralbehörde iſt den Erwerbsloſen, die das 18. Lebensjahr
vollendet und an mindeſtens 60 Tagen der vorhergehenden drei
Monate die volle Erwerbsloſenunterſtützung bezogen haben, in der
Zeit vom 1. 11. 1919 bis 31. 8. 1920 aus Mitteln der Erwerbsloſen-
fürſorge eine Winterbeihilfe zu gewähren. Der Monatsbetrag der
Beihilfe iſt bei Erwerbsloſen mit zuſchlagsberechtigten Familien
angehörigen gleich dem vierfachen Tagesſatze der Unterſtützung,
bei den übrigen Erwerbsloſen gleich dem dreifachen Tagesſatze der
Unterſtützung. Wenn ein Erwerbsloſer eine Arbeitsſtelle, in der
er zum vollen Verdienſt nach Angewöhnung der erforderlichen
Fertigkeit gelangen kann, inne hat, ſo iſt ihm aus Mitteln der Er-
werbslofenfürſorge ein Zuſchuß für die Dauer von ſechs Wochen
zu gewähren, ſoſern der verdiente Lohn den bisherigen Betrag der

einſchließlich der Familienzuſchläge

ſchied zwiſchen dem Lohn und der um 1 Mk. werktäglich vermehrten
Unterſtützung nicht überſchreiten.

Familie in den
ſo ſind denangängig, hier zurückbleibenden

Falle der Bedürftigkeit ganz oder teilweiſe zu gewähren, wenn
die Vermittlung der Arbeitsſtelle durch das ſtädtiſche Arbeitsamt
nach dem Jnkrafttreten dieſer Beſtimmung erfolgt iſt.

Ein Antrag der Sozialbeamtinnen um Gehaltsregnlierung, der
namens des Sozialen Ausſchuſſes von Frau Stadtv. Strecker be
fürwortet wurde, wurde dadurch erledigt, daß dieſe Beamtinnen
den Wohnungspflegerinnen gleichgeſtellt werden ſollen.
trag der Genoſſin Krüger, das Gehalt den Sekretärsgehältern
gleichzuſtellen, wurde abgelehnt.
des
welche Schulbildung ſie haben, einander gleichgeſtellt werden.

Ein An-

Angenommen wurde ein Antrag
hen Hildebrandt, daß die Sozialbeamtinnen, ganz gleich,

Unſere Genoſſen hatten folgende Anfrage geſtellt: „Der Hilfs-
kontrolleur Auguſt Neufert bei der ſtädtiſchen Straßenbahn war
von ſeiner Gewerkſchaft, dem Deutſchen Tr
zum 23. Januar d. J.
Straßenbahner delegiert.
hierfür Neufert den Urlaub mit dem Hinweis verweigert, daß das
Perſonal der Halliſchen ſtädtiſchen Straßenbahn kein Jniewzſſe an
den Verhandlungen der betr. Konferenz hätte, weil es im beſon
deren Tarifverhältnis mit der Stadt Halle ſtände. Wir betrachten
die Handlung des Herrn Bürgermeiſters als eine Veeinträchtigung
des Koalii
was der Magiſtrat zu tun gedenkt, um in Zukunſt ſolche Fälle nicht

Deu sportarbeiterverband,
nach Berlin zu einer Reichskonferenz der

v 33Der Herr Bürgermeiſter Seydel hat

tionsrechtecs für Arbeiter und Angeſtellte und fragen an,

irtſrehberv d
Genoſſe Gräfe beleuchtebe in kurzen Auszu laſſen.führungen dieſen unerhörten Vorfall. Oberbürgermeiſter Dr.

Rive erklärre, es handle ſich um ein Mißverſtändnis, denn man
habe nicht gewußt, daß Neufert von ſeiner Gewerkſchaft delegiert
worden ſei. Der Magiſtrat ſtände anf dem Standpunkt den Ar

eitern Möglichkeit zu geven, über das Arbeitsverhältnis zu
ſprechen. Eine Beeinträchtigung- der Kvoalitionsfreiheit ſei keines

Abhilſe iſt. Nach längerer Ausſprache wurde der Antrag ein wegs beabſichtigt. Damit ſchloß die öffentliche Sitzung.
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Die Wahl von Elternbeiräten.
Den Eltern mehr Einfluß in den Schulen, das iſt heute der Ruf,

e u e zugrunde o run inder i und herangezogen werden, ſoll auch di itwirkung der éſtern nicht mehr zurückgewieſen werden. Dem neuen

CEeiſt, der Schirle und Haus n ſoll, maß dieBahn freigemacht werden für ſeinen Eingang. Und wir wären
chlechte Sozialiſten wenn wir nicht alles mit daran ſetzen würden.
en kulturellen Auffſtieg im re zu fördern. Das

können wir ſicherlich zu einem guten Teile mil, wenn wirvon den Elternbeiräten die Linſluſe fernhalten. die ſich über

breit inachen. Es ſind die Treibereien der Kirche, die mit ihren
Trabanten alles aufbietet, um das Volk weiter im Sinne
eiſtigen Rückſchrittes erziebhen zu laſſen. Das war bisher der
weck der orthodoren Kirche und das ſind die Pläne auch in

t.

Deshalb wäre es eine Pflichtvergeſſenheit, wenn wir die Eltern
beiräte in den Schulen zum Tummelplatz der Kirchenmänner wer
den ließen. Sie würden ganz nach deren rückſchrittlichen Grund
ſätzen Schulpolitik machen und unſere Kinder wären jetzt und in
Zukunft diejſenigen, deren geiſtige Regſamkeit und Entwicklung
eingeſchmirt würde. Wir Arbeitereltern wollen zurückdenken an
die erdärmliche Erziehnng die uns eine Schule angedeihen ließ,
die ganz unter dem Einfluß der Kirche ſtand. Dieſe geiſtige Ver
kümmerung wollen wir nun endlich einmal von unſeren Kindern
fernhalten. Das können wir aber nur, wenn wir unter den neuen
Verhältniſſen eifrig mit an den Ausbau herantreten und mithelfen.

Eine Gelegenheit dazu bietet ſich bei der Wahl von Eltern-
beiräten, die an kommenden Sonntag in allen Volksſchulen Halles,
und zwar in der Zeit von 9 bis 1 Uhr vormittags vorgenommen
werden. Die Kirchengläubigen, die ſich mit den paar Rechts
n auf einen Wahlvorſchlag brüderlich geeinigt haben. ent-
alten eine fieberhafte Agitation, um den Einfluß auf die Volks

ſchule auch fernerhin guszuüben. Eine ſtarke Beteiligung der Ar-
beitereltern an den Wahlen iſt unbedingt Pflicht. Dem rechts
ſogialiſttſchebürgerlichen Bund darf nicht durch Wahlflauheit mög-
ch gemacht werden, am Montag zu jubeln, daß es auch in Halle
„dämmert“.

t ZDDA
Der Sturm gegen das Wuchergericht.

Wie in anderen Großſtädten, ſo verſuchten in der erſten Sitzung
des Halliſchen Wuchergerichts am Freitag nicht weniger als ſieben
Rechtsanwälte, die Verteidiger der einzelnen Angeklagten, Sturm

r 77 hat der Mahttrat an R hJ riſche en e iſt in letzter Zeit
die Strogerrbel durch Gaslampen mied e

erleu
ſere Frauen,

de Kreiſe für Lebewsmi
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ertbeleathatg dar
den. Die S meiſt nurere Lefer, vor allem un r

war das Fehlen der Lebensmittel-
angeigen Erlaß erbotes, wohl keine Ueber
treibung, wenn wir be daß viele t wurden. Das
n e wohl auch eingeſehen haben. weshalber auf einen Antrag unſeres Verl W rig geſtattete, als
Amtlicher r zu erſcheinen olksblatt dann vierWochen lang Annoncenplantage ſich präſentierte, ganz

n der Zeit der Nichterſcheinens ſind die
noch weiter hinaufgeklettert: das Brot iſt

kleiner, ſchlechter und teurer geworden. Dasſelbe
r alle anderen ittel,t füEiern und Kriegsgewinnlern gekauft werden kö

ichti Rathaufe ſind in unſerer kommu
Bemerkenswert ſind nur noch die Be

mühungen, BVraunkohle mit Hilfe der Straßenbahn aus dem
Geiſeltale heranguholen. Wenn dadurch die allgemeine Kohlen
not auch nicht i wird. ſo iſt doch namentlich den ärmeren
Bevölkerungskreiſen Gelegenheit geboten das Brennmaterial in
kleinen Mengen zu erſtehen! Aber buchſtäblich denn die Geduld
der Armen wird manchmal auf eine ſehr r Probe geſtellt. Jn
der Heide wurde ein Poligeiſoldat durch Poſten erſchoſſen.
Er war des Nachts mit einem Kameraden Holz „klauen“ geweſen.
der Poſten hielt ihn für einen „Spartakiſten“ und knallte ſeinen
Kameraden nieder. Herr Garbe, bisher Bezirksleiter des
Mitteldeutſchen Bergarbeiterverbandes, iſt in das Braunkohlen
ſyndikat eingetreten und wird deshalb in Kürze von hier nach
Leidzig überſiedeln. Wie ſeine Genoſſen Kleeis. Schnabel und die
ſonſt wegen ihrer Verräterei an der Arbeiterklaſſe ihres Vertrauens
entkleideten „Gemaßregelten“, ſtürzt auch dieſer angenehme Zeit
genoſſe als Nutznießer der Revolution die kapitaliſtiſche Treppe
hinauf. Eine neue große Verteuerung des Zeitungspapiers iſt
wieder eingetreten. Alle Zeitungen müſſen wegen der noch nie
dageweſenen Preis ſteigerungen für Papier und der ſonſtigen
Materinlien ihre Bezugspreiſe um ein exhebliches erhöhen. Es iſt
kein Ende abzuſehen wohin es mit der Herausgabe der Zeitungen
noch kommen ſoll. Am härteſten wird durch die fortgeſetzte Preis-
ſteigern die Arbeiterpreſſe betroffen, weil ihre Leſer die Er
höhung mehr fühlen als die Leſer der bürgerlichen Zeitungen.

Die Schließung der Hauptwerkſtätten im Direktionsbezirk
zu laufen gegen die Verordnung der preußiſchen vom27. 11. 19 über das Wuchergericht, das dazu dienen ſoll, dem zucher
und Schleichhandel energiſch auf den Leib zu gehen. Es iſt daher
begreiflich, daß gewiſſe Kreiſe mit allen Mitteln gegen dies Geſetz
arbeiten, zumal es gegen die vom Wuchergericht gefällten Urteile
weder Berufung noch Reviſion gibt und gegen die Jnbaftnahme
eines Angeſchuldigten keine Beſchwerde zuläſſig iſt. Noch bevor
gegen die erſte Angeklagte, eine Wirtſchafterin eines Jngenieurs,
die aus der Kyffhäuſer Gegen 17 Pfund Butter geholt hatte, in
die Verhandlung eingetreten war, zweifelten die Vertei-
diger die Rechtszuſtändigkeit des Wuchergerichts
an, das auf Grund einer Verordnung, aber nicht
eines Geſetzes, beſte he. Es ſei ein Ausnahmegericht, das in
die übrige Strafprozeßordnung eingreife. Die Reichsregierung
müſſe darüber entſcheiden, ob das Wuchergericht rechtsbeſtändig
ſei und nicht der Gerichtshof. Die ganze Gerichtsorganiſation ſei
mit dem Wuchergericht über den Haufen geſchmiſſen. Der Gerichts

f ſtellte ſich freilich auf einen anderen Standpunkt, erklärte das
Wuchergericht nach längerer Beratung für rechtsbeſtändig, und ſo
hatten die proteſtierenden Verteidiger lediglich erreicht, daß mit
dreiſtündiger Verſpätung in die Verhandlung gegen die erſte An
geklagte eingetreten werden konnte. Zur weiteren Beweiserhebung
wurde die Sache auf den 26. März vertagt.

Hierauf hatten ſich die Kaufleute Walter Bauer, Wilhelm
Krabbes und Rudolf Lieske aus Halle und der Kaufmann Friedrich
Peter aus Leipzig wegen Wurſtkonſerven- und Zuckerverſchiebungen
zu verantworten. Jetzt verſuchten es die Verteidiger auf einer
anderen Weiſe, die Verhandlungen unmöglich zu machen: ſie er-
klärten ſämtliche Herren des Gerichtshofes für
befangen. Als der Gerichtshof nach kurzer Beratung erklärte,
t die Ablehnung des Gerichtshofes in ſeiner Geſamtheit un
zuläſſig ſei, ſtellte die Verteidigung den Antrag: der Vorſitzende
Geh. Juftizrat Netzbandt, die Beiſitzer Landrichter Krantz, Aſſeſſor
Neubert, Gutsbeſitzer Schmidt- Schlettau (Laienrichter) und Ar-
beiterſekretär Bowitky-Halle (Laienrichter) ſeien als befangen ab-

lehnen, da die Verſchiebung der Wurſtkonſerven allen, alſo auch
en Richtern, zugute kommen würde, wenn ſie die Angeklagten

nicht verſchoben hätten. Aber auch diesmal hatten die Verteidiger
kein Glück. Das Gericht erklärte ſich erneut für nichtbefangen.
Die vier Angeklagten hatten ſich wegen der beabſichtigten Ver-
ſchebung von 400 Zucker zu verantworten. Sie ſuchten
2 durch allerlei Ausreden aus der Schlinge zu ziehen, indem

uer angab, es habe ſich nur um ein fingiertes Geſchäft ge
handelt. Das Gericht ſchenkte dieſer Darſtellung keinen Glauben,
umal Lieske durch die Beweisaufnahme ſchwer belaſtet wurde.

uer und Lieske wurden zu je drei Monaten Gefängnis und
100 Mark SGeldftrafe, Krabbes und Peter zu einem Monat Ge
fängnis und 300 Mark Geldſtrafe verurteilt. Darauf ſaßen fünf
Konditoren und Zuckerwarenfabrikanten aus Halle auf der An
klagebank, welche insgeſammt 100 Zentner Zucker ohne Marken für

und zwar wird dort ietzt größtenteils nach Akkord gearbeitet. Der

die Vertrauensleute der U. S. P. nicht wieder angenommen. Der

7,0 Mk. pro Pfund gekauft hatten. Da ſie jedoch nachweiſen konn

Halle. Während des Verbots des Volksblattes hat die Eiſenbahn
direktion im Einvernehmen mit der Regierung, die faſt unter der
Bürde „der Verantwortung dem Volke gegenüber“ zuſammen-
hricht, über Nacht die Eiſenbahnwerkſtätten in Halle und Delitzſch
wegen der „ſchlechten Wirtſchaftlichkeit“ der Betriebe, geſchloſſen,
obwohl einige Wochen vorher der Präſident der Eiſenbahndirektion
erklärt hatte, daß er mit dem Stand der Produktion im Bezirk
Halle ſehr zufrieden ſei. Die Schließung der Werkſtätten erfolgte.
obwohl zwiſchen den Zentralleitungen der Eiſenbahnerorganiſatio-
nen und dem Miniſterium am 2. Februar 1920 vereinbart war, daß
weitere Weriſtätten nicht geſchloſſen werden ſollten. Am 17. Febr.
wurde die Arbeit in der Hauptwerkſtatt Halle wieder aufgenommen,

eigentliche Hweck der Schließung der Werkſtätten trat bei der
Wiedereinſtellung der Arbeiter offenſichtlich zutage. So wurden

gröſtte Teil der Funktionäre, die 5 bis 30 Jahre bei der Eiſenbahn
beſchäftigt ſind, blieb auf dem Pflaſter liegen. Unter den Ent-
laſſenen beſinden ſich faſt ſämtliche Arbeiterausſchußmitglieder.
Dagegen hat man junge Arbeiter, die erſt während des Krieges in
den Werkſtätten angefangen hatten, an erſter Stelle wieder ein
geſtellt. Am 2. Februar hat der Eiſenbahnminiſter ausdrücklich
rerſprochen, daß niemand deswegen entlaſſen werden darf, weil er
etwa Vertrauensmann ſeiner Organiſation iſt. Sämtliche Ar-
beiterrechte (Arbeiterausſchüſſe) würden unangetaſtet bleiben. Und
heute, einige Wochen ſpäter, erleben wir gerade das Gegenteil. Jſt
das etwa auch eine ron den vielen „Errungenſchaften“ der deutſchen
Republik, daß Miniſter ihr Wort nicht mehr zu halten brauchen
Völlig unverſtändlich iſt dos Vorgehen der Eiſenbahndireftion, die
jede Verhandlung mit den Eiſenbahnerorganiſationen ablehnt, da
ſie von „oben“ die Weiſung habe, nicht zu verhandeln. Auf
Drängen der Eiſenbahner hat das Miniſterium für öffentliche

Kranken ſind den Abri S gert abgeſondert zu en Jhr G und ntgef ſtets ſorgfältig
s n und darf von anderen Verſonen nicht werben.

Streit um Wirtſchaftsko ion. Zwiſchen der Polizeiverwaltung zu e und der Cearke Neumann war ein Prozeß

entſtanden, welcher in letzter Jnſtanz das Oberverwaltungsgericht
beſchäftigte. Nachdem feſtgeſtellt worden war, daß in dem Hotel,
wel rau N. leitete, öfters Unſittlichkeiten vorgekommen waren,
wurde gegen Frau N. die Klage auf Zurücknahme der Schank-
erlaubnis erhoben. Frau N betonte, ihr ſei nichts bekannt ge-
weſen, ihr Perſonal habe ſie angewieſen, keine Unſittlichkeiten im
Hotel zu dulden. Nachdem der Bezirksausſchuß zu mit
der Angelegenheit befaßt worden war, wurde Berufung beim Ober-
verwaltungsgericht erngelegt, welches die Klage der Polizei für
begründet erklärte und entgültig zuungunſten der Frau N. ent-
chied, indem geltend gemacht wurde, nach den getroffenen Feſt-
ellungen ſeien in dem Hotel der Frau N. öfters Unſittlichkeiten

vorgekommen. Dies wäre nicht der Fall geweſen, wenn Frau N.
ihren Hotelbetrieb ſorgfältiger überwacht hätte.

Gründung eines Mieterverbandes für ganz Deutſchland. Eine
Tagung preußiſcher Mietervereine hat beſchloſſen, einen Allgemeinen
deutſchen Mieterverband zu gründen. Zweck des Verbandes ſoll ſeinr aller ehe Mieterorganiſationen und deren
Vereinigung auf folgende Forderungen: Ausbau der Wohnungs-fürſorge und eines Poialen Wohnungs-, Siedelungs- und Heim-

tättenrechtes. Sozialiſierung des Grund und Bodens, Ausbau des
Mieterratsſyſtems und Erſtrebung ſeiner geſetzlichen Anerkennung,
zwangsweiſe Einführung einheitlicher ſozialer Mietverträge, Be
kämpfung des Wohnungswuchers, Förderung und Ausbau des
Siedelungs-, Verkehrs-, Sanitätsweſens uſw., die Förderung der
Vertretung aller Konſumentenintereſſen. Auch die Gründung einer
Mieterzeitung wurde beſchloſſen. Eine aus ſieben Perſonen be-
ſtehende von der eingeſetzte Kommiſſion ſoll Vorſchläge zur
Sozialiſierung des Grund und Vodens ausarbeiten.

Unter der Ernährungskriſe, welche ſeit fünf Jahren eine voll
ſtändige Umſtellung in der Ernährung nötig gemacht hat, haben
natürlich die Ernährungsorgane am meiſten gelitten, Magen- und
Darmkrankheiten allenthalben zugenommen. Es wird deshalb
intereſſant ſein, über die Hämorrhoidalkrankheiten, die ja eine der
läſtigen Störungen des mittleren Lebensalters bedeuten, die Aus-
führungen zu hören, die vom Standpunkte der biologiſchen Medizin
Herr Dr. Bohn in einem von dem Verein Geſundheitspflege und
dem Naturheilverein Halle-Nord veranſtalteten Vortrag am Frei-
tag, den 5. Mörz, 8 Uhr, im Reform-Realgymnaſium machen wird.

Handelskammer. Das Februarheft der Mitteilungen der
lskammer zu Halle bringt Angaben über das Ergebnis der
lskannmerwahlen, poſtaliſche Beſtimmungen, Steuerfragen,

Nachrichten über Auslandsfragen und den Außenhandel ſowie
ſonſtige für und Jnduſtrie wiſſenswerte Narhrichten. Die
Zuſammenſtellung der im Handelskammerbezirk abgeſchloſſenenTariſverträge für kaufmänniſche und techniſche Angeſtellte ſowie
der ergangenen Geſetze, Erlaſſe, Verordnungen und Bekannt-
macharngen iſt weiter fortgeſetzt. Die Mitteilungen werden allen
wahlberechtigten Firmen welche der Handelskammer einen ent
ſprechenden Wunſch kundgeben, unentgeltlich verabfolgt. Vorn
1. April an ſoll eine Bezugsgebühr erhoben werden.

Herr Polizeidirektor. Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung hat
zwar in die Dinge der hohen Polizei nicht viel hineinzureden, ſon
dern beſitzt nur die Auszeichnung, das Geld für die heilige Her
mandad zu bezahlen, dafür aber iſt uns nun eine große Ehre wider-
fahren: Wir haben keinen Polizeioberinſpektor mehr, ſondern einen
Polizeidirektor! Und was für einen! Herr Gerichtsaſſeſſor
Koenemann, der Held des Klüber-Prozeſſes, iſt der Erwählte,
in deſſen Obhut die Halliſchen Bürger ſich des erfreulichen Schlafes
der Ruhe und Ordnung hingeben können. Dieſen Beſchluß faßte
die Mehrheit der Stadtverordnetenverſammlung in der letzten ge
heimen Sitzung gegen die Stimmen unſerer Genoſſen.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 7 Uhr, gelangt die
Oper Carmen zur Aufführung. Donnerstag Königskinder, Frei-
tag Der Freiſchü, Sonnabend geht Shakeſpeares Luſtſpiel Der
Widerſpenſtigen Zähmung in Szene. Sonntag nachmittag Volks-
vorſtellung: Carlos (2. Teil), Sonntag abend Figaros Hoch-
zeit, Montag Königskinder.

Straßenunfall. Geſtern abend wurde in der Geiſtſtraße eine
53jährige Ehefrau von einem Straßenbahnwagen erfaßt und zur
Seite geſchleudert. Den Führer des Wagens ſoll Ausſagen
von Augenzeugen keine Schuld treffen.

Arbeit die Bildung einer Kommiſſion veranlaßt, die die Ent
laſſungsgründe prüfen ſoll. Man darf geſpannt ſein, was dabei
herauskommt. Hoffentlich verlaufen die „Prüfungen“ nicht ſo er
gebnislos, wie in Kotibus, wo heute noch die Vertrauensleute der
U. S. P. und die Funktionäre auf der Straße liegen.

Halliſcher Lehrerverein. Am 20. Januar tage die Haupt
verſammkung. Kektor Saupe gab den Jahresbericht. Auf
unſere Zeitverhältniſſe wandte der Berichterſtatter das Hebbelwort
vom Jahre 1848 an: „Das Jahr iſt wieder herum. Es hat Deutſchland eine Revolution gebrach

Vereins- und Vergnügungs-Anzeiger.
Apollotheat er. Heute abend 7 Uhr findet die letzte Auf

führung der mit großem Lacherfolg gegebenen Operette Der Regi-
mentspapa ſtatt. Ab Donnerstag geht vielfachen Wünſchen ent
ſprechend noch einmal der Operettenſchlager Fräulein Puck in
Szene. Die Vorſtellungen beginnen ab Donnerstag um 75 Uhr.

Zoologiſcher Garten. Morgen, Donnerstag, abend 76
Uhr findet das 6. Geſellſchaftskonzert ſtatt. Zwiſchen dem erſten
und zweiten Konzertteil wird Direktor Dr. Knieſche die Fort

t, ob mehr, ſoll ſich erft zeigen. Zum ſetzung des beim 5. Geſellſchaftskonzert begonnenen Vortrages
1. Vorſitzenden wurde Rektor Saupe, zum ſtellvertretenden Vor mit Lichtbildern Ueber die Tiere des Zoologiſchen Gartens bringen.
ſitzenden Lehrer G. Müller gewählt. Der jährliche Vereinsbeitrag
wurde auf 830 Mk. erhöht. Herr Hofrichter forderte in einem Dring-
lichkeitsantrage die Einreihung der Lehrerſchaft in die Gehalts ſtattfindet.

Außerdem wird ſchon jetzt darauf hingewieſen, daß am Sonntag
der erſte „Billige Sonntag“ bei ſehr ermäßigten Eintrittspreiſen

m

ver

ten, daß es ſich um Auslandsware bandelte, wurde die Sache der klaſſe, die der Beſoldungsklaſſe für Beamte und Lehrer mit voller
Strafkammer zur Aburteilung überwieſen Als letzter Angeklagter akademiſcher Bildung unmittelbar vorausgeht Das war auch die Ammendorf. Frauenchor. Dem langerſehnten Wunſche, für
wurde der Handelsmwann Karl Fiſcher zu drei Monaten Gefängnis Anſicht der Verſammlung Am 8. und Februar beſprach der die hieſigen Mädchen und Frauen einen Frauenchor zu ſchaffen,und 8000 Mark Geldſtrafe verurteilt, weil er von einem Schwarz- Lehrerverein in Gemein ſchaft mit dem W „Das gab der Arbeiter Geſangverein Ammendorf und Umgegend in der
ſchlächter in Braunſchweig in 10 Fäſſern 1818 Büchſen Fleiſch Schulkompromiß und ſeine Bedeuturg für das Halliſche Schul m Montag abgehaltenen Zuſarnmenkunft ſtatt. Es hatten ſich
konſerven gekauft und nach Leipzig weiterverſchoben hatte. weſen“. Der Vortragende, Lehrer Thomas kennzeichnete an der eine ſtattliche Zahl Mädchen und Frauen eingefunden, die ſich alle

Hand der Verfaſſung die jetzt möglichen Schulreformen. Norm iſt qufnehmen ließen. Sie beſchloſſen, jeden Donnerstag. abends 8 Uhr,
Allgemeine Ortskrankenkaſſe die Simultanſchule, in der Kinder verſchiedenen Bekenntniſſes ge in Teichmanns Reſtaurant in Ammendorf zuſammenzukommen.
Aug ehe e meinſaum unterrichtet werden in allen Fächern, bis auf den Reli- ſelbſt ſowi Mitglir Anmeldungen werden daſelbſt ſowie von allen Mitgliedern ent-Während der Zeit des Verbotes des Volksblattes wurde in einer gionsunterricht, der nach Konfeſſionen getrennt erteilt wird. Die egengenommen. Es iſt dem neuen Frauenchor erſprießliches GAusſchußſisung der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe im Volkspark Ausnahmeſchulen: Konfeſſionsſchule. Weltanſchauungsſchule und hen u wünſchen 4 4

beſchloffen, die ſeit langen Jahren erſtrebte freie ärztliche Behand- weltliche Schule können auf Wunſch der Erziehungs berechtigten
lung der Familienmitglieder der Verſicherten vom 1. März an ein eingerichtet werden. Der zweite Teil des Vortrags galt dem Reli- Osmünde. Pfaffe eine Beleidigung. Unſer
zuführen; es wird damit ein langgehegter Wunſch verwirklicht. gionsunterricht. Er ſollte zur Klärung anregen für eine zukünftige Ortsgeiſtlicher, der als ſtramm konſervativer Mann ſchon wieder
Die betr. Satzungsänderung hat folgenden Wortlaut: Ausſprache mit den Pfarrern Halles. Nach eingehender Debatte holt von ſich reden macht hat, ſetzte das Halliſche Schöffen

a. Frankenunterſtürung für Familienangehörige, erhält wurde folgende Entſchließung angenommen Der Holliſche Lehrer gericht in Bewegung damit es ſeine angeblich vamponierte Ehre
Ziffer 1 des Abſ. 1 folgenden Wortlaut: verein lehnt die kirchliche Beaufſichtigung des Religionsunterrichts wieder herſtelle. Der Gemeindevorſteher von Schwoitzſch, Genoſſe

Freie ärztliche Behandlung durch die von der Kaſſe angeſtellten in jeglicher Form ab.“ In der Frage der Schulreform beſchloß der Vielig, hatte in einen Schreiben an den Kultusminiſter ange-
Aerzte, freie Arznei, mit der Einſchränkung, daß von dem Verſicher Verein Vertagung der Entſcheidung bis zur Verabſchiedung der fragt, ob „der Pfaffe berechtigt ſei, das ihm zur Nutznießung
ten für das vom Kaſſenarzt auf einmal Verordnete in jedem Falle Reichs und Landesſchulgeſetzgebung. Am 17. Februar wurde be überlaſſene Kirchenland nur an Großgrundbeſiter abzugeben,
ein Betrag bis zu 2 Mk. zuzuzahlen iſt, freie Bäder und Maſſagen, ſchloſſen, die Ausſprache mit den Geiſtlichen ſtattfinden zu laſſen. oder ob es nicht beſſer v den Acker an kleinere Pächter ugeben.
nicht aber Heil- und Stärkungsmittel (vgl. S 20 Abſ. 1), für die Herr Zemke ſprach dann über die Elternbeiräte, deren Auf Das Konſiſtorium in Magdeburg ut gegen unſeren Gewoſſen
Dauer der gabe er in der Förderung und der Vertiefung der Schularbeit ſieht. Strafantrag wegen Beleidigung. Jn der Verhandlung vor dem

h Dieſer Nachtrag tritt, ſoweit die Be Vorausſetzung iſt gegenſeitiges Vertrauen. Schöffengericht wies der Angeklagte darauf hin, daß der Ausdruck
Aeraktiſche Aerzte in 5 mi 5 Pfaffe auf dem Lande üblich ſei und nicht als Beleidigung auf-handlung durch praktiſch zte in Frage kommt, mit dem 1. März Feßaßt würde. Man ſage dort Pfaffe ebenſo wie man den Lehrer

als „Schulmeiſter“ bezeichnet. uch ſein Hinweis daß er in
Wahrnehanung Intereſſen gehandelt hätte, machte
auf das Gericht keinen Eindruck; es erkannte auf eine Geldſtrafe
von 50 Mk. Das Bibelwort: Liebe deine Feinde wie dich ſelbſt,
ſcheint bei Herrn Paſtor Kleemann nicht beſonders beliebt zu
ſein.

Brachwits. Die Elternbeiratswahl findet am Sonntag,
den 7. März, von L Uhr nachmittags im Lokal von Mieth ſtatt.
Die Liſte des ſchaffenden Volkes iſt die Liſte Ernſt Fiſchmeier.

Könnern. Die ESlternbeiratswahlen finden am Sonn
tag, den 7. März, von vormittags 10 Uhr bis nachmittags 8 Uhr im
Schulhauſe Thorweſtſtraße ſtatt. Gs iſt Pflicht aller Genoſſen und
Genoſſinnen, die für eine r m Schule eintreten, den

ar hl
Kein

Wahlporſchlag I Wilhelm zu i eder undjede Mutter die wen e Es
lt nur en mma 8 vere immzettel abzugeben, der als erſten Namen Wilhelm

Keller trägt.

i920 in Kraft. Der Zeitpunkt der Einführung freier zahnärgztlicher Behandlung wird durch Beſchluß des Kaſſenvorſtandes feſt
geſetzt und in den Bekanntmachungsorganen angezeigt werden.

uch ſind die Verhandlungen mit der hieſigen Aerzteſchaft über
die Vebernahme der Familienfürſorge perfekt geworden und die
Verſammlung ſtimmte ihnen zu. Von einer Erhöhung der Beiträge
wurde Abſtand genommen, da man erſt die Wirkung der erweiter-
den Leiſtungen auf die Kaſſe abwarten will. Doch iſt vorausfichtlich
im April eine Erhöhung der Beiträge zu erwarten.

Was wir nicht bringen konnten. Es iſt ſehr viel, was die Leſer
des Volksblattes in den ſechs Wochen ſeines Nichterſcheinens ver

eheſten noch zu ertragen iſt, ſind die
Eindrüche, Schaufenſtergertrümme

was ſonſt dodie durch den

Auli atraßenränr mit vor
ſtäblich bis gufs Hemd

en
ſein. die ſich

fach meldete
änner von

Schutzmaßnahmen bei der Grippe. Die Grivpe, dieſe tückiſche
Krankheit, tritt in letzter Zeit wieder recht häufig auf und da in
vielen Fällen Lungenentzündung dazu kowmt, ſo iſt es zu erklären,
daß auch in Halle ſchon eine Reihe von Todesfällen vorgekommen
ſind. Geuu wie im vergangenen Jahre, meldet ſie ſich auch heute
mit Kopfſchmerzen, Froſt und Fieber an. Ueberall da, wo ſich dieſe
Anzeigen bemerkbar machen, iſt Vorſicht geboten und ſind ſchleunigſt
die bekannten Hilfsmittel anzuwenden: 12. Man hüte ſich vor Er-
kältungen, kleide ſich warm. ſchüve ſich vor Durchnäſſung, auch der
Füße. 2. Man treibe ſorgfältige Körperpflege, ſpüle fleißig den
Mund, wenigſtens früh und abends, mit reinem Waſſer, dem man
ein Körnchen übermanganſaures Kali gut man waſche ſich vor

ankenbeſuche, laſſe ſich

Beſondere Vorſicht iſt in dieſer Beziehung in den Straßenbahn
wagen im Gedränge, bei Verſammlimc
r 4. Bei den erſten Anzeichen der
mit em Unmwohlfein, Kopfſchrierzen. Fieber, chmal
a Halsſchmerzen, beginnt, lege man fich ſofort tns Bett und

che, unterſtützt durch reichliches Trinken heißen Flieder-, Bruſt
o r Lindenblütentees, eine Schwitzkur. Vor allem man die

heit in den an aufnehmen; eher darf man auch
Arheit unterbrechen und fie nicht vor völligem Wohlbefin wieder

das Bett nicht verlaſſen. Die Kprechſtunde der Medaktieg den V Die 1 W.
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Aus der Provinz.
Aus dem Begzirksſekretariat.

Parteigenoſſen! Parteigenoſſinnen t
Männer und Frauen der Arbeit!

Unſer Volksblatt darf wieder erſcheinen. Die Militärgewelt
geſtattet von heute der klaſſenbewußten Arbeiterſchaft ihre Stimme
wieder zu erheben.
Als eure berufenen Vertreter ergreifen wir das Wort, um

ſchärfſten Proteſt einzulegen gegen die in der Geſchichte einzig
daſtehende Unterdrückung der Arbeiterſchaft. Sie wird nicht ge
ringer, daß ſie im Namen der Demoktratie geſchah. Was ein
kaiſerlich-königliches Regime nicht unter der Dreiklaſſenherrſchaft,
während des ungeheuren Druckes des Weltkrieges wagte, iſt ge 854
ſchehen unter einer Verfaſſung, die ſich die freieſte der Welt
nennt. Es haben Leute vollbracht, die, ohne ſchamrot zu werden,
iminer noch wagen, ſich Sozialdemokraten zu nennen.

rotz der Aufhebung der Zeitungsverbote beſteht der Belage-
rungszuſtand weiter, wird unſere Organiſation auch ferner-
hin unter ſeiner eiſernen Klammer gehalten in Halle-Saalkreis
und Merſeburg iſt er ſogar verſchärft worden, um die Organi-
ſation zu erdrücken.

Unſere geiſtigen Waffen zu zerbrechen, iſt der Wille der Regie-
Dabei war, noch iſt auch jett in unſerem Bezirk der ge-

ringſte Anlaß vorhanden, der die Regierung zu ihrem Handeln
berechtigen könnte. Die arbeitende Bevölkerung unſeres Bezirks,
welche geſchloſſen hinter der Unabhängigen Sozialdemokratie
ſteht, hat lediglich von den verfaſſungsrechtlichen, geſetzlichen
Mitteln des geiſtigen Kampfes Gebrauch gemacht. Aber ein
anderes Ziel verfolgen die Terroriſten unter der Maske der Demo
kratie; ſie mißbrauchen dir Staatsgewalt für ihre Parteizwecke,
um einen unbequemen Gegner im kommenden Wa. ampf zu
ſchwächen, da ihnen ſelbſt, durch ihren Verrat an der Arbeiter
ſchaft, die Maſſen davonlaufen. Jn ausgedehntem Maße haben
die Rechtsſozialiſten unſere Knebelung benutzt, die Arbeiter „auf
zuklären“, ſie uns abznjagen.

Das Klaſſenbewußtſein der Proletarier ſchützte ſie gegen alle
Roßtäuſcherverſuche und erwartete die Parole ihrer in Ketten
geſchlagenen Organiſation. Ein Glied der Feſſelung iſt ge-
ſprengt: Die Preſſe iſt frei und unſer Ruf erſchallt in den Bezirk:

„Proletarier erkennt: Man wollte euch und uns hindern, für
den Sozialismus zu wirken Heloten des Kapitalismus ſollt
ihr bleiben deshalb ſetzt ſofort ein zum Gegenhieb.“

Jede Organiſationsleitung muß unverzüglich in eine plan-
mäßige Agitation für die Parteipreſſe und zur Mitglieder-
gewinnung eintreten. Von Haus zu Haus, in allen Betrieben,
bei jeder ſich bietenden Gelegenheit muß für unſere Preſſe ge-
worben, müſſen neue Kämpfer für den Sozialismus gewonnen
werden. Wir fordern unſere Parteigenoſſen und genoſſinnen
im Bezirk auf, ſich den Organiſationsleitungen freudigſt und be
reitwilligſt zur Verfügung zu ſtellen. Noch nie hat der klaſſen-
bewußte Arbeiter verſagt, wenn es galt, ſein Jdeal gegen einen
regktionären Vernichtungswillen zu verteidigen. So ſoll es auch
diesmal ſein!

Proletarier und Proletarierinnen! Helft deshalb alle mit,
unſerer Preſſe überall bei den Arbeitern Eingang zu verſchaffen,
die bisher noch durch die Handlanger des Kapitals verblendet
wurden. Werbt nunſerer Partei neue Mitglieder, dadurch helft
ihr enre eigenen Ketten ſprengen. „Die Befreiung der Arbeiter-
klaſſe kann nur der Arbeiter eigenſtes Werk ſein.“ Darum auf
zur Werbearbeit.

Unſer der Sieg, trotz alledem! Die Bezirksleitung.

Ein neues Arbeitsfeld.
Aus dem Bericht der Sächſiſchen Provinzialverwaltung.

I

Dem am 7. März in Merſeburg zuſammentretenden 82. Land
tag der Provinz Sachſen liegt ein 100 Druckſeiten und zahlreiche
Anlagen umfaſſender Bericht über die Tätigkeit des Provinzial
ausſchuſſes für die beiden Rechnungsjahre 1917 und 19t8 vor, der
einen überaus intereſſanten Einblick in die Buntſcheckigkeit der
Aufgaben dieſes ſogenannten Selbſtverwaltungskörpers gibt. Jnden Händen des ooingialland ges der eine durch beſondere
Geſetze anerkannte ſelbſtändige Körperſrhbaft iſt, liegt die Ausfüh-
rung der gelgwign Armen- und Fürſorgeerziehungsgeſetze, ferner
das Jrren, Taubſtummen- und Blindenweſen, die Unterſtützungs-
und Wohltätigkeitsanſtalten, die Verſicherungsanſtalt und ſchliefßz
lich die Verfügung über das Kapital und Grundvermögen der
Provinz. Gerade auf dem ſo wichtigen Gebiete des Fürſorge und
Armenweſens haben die bisherigen Beherrſcher des einzigartigen
Selbſtverwaltungskörpers völlig verſagt, was ja auch kein Wunder
iſt, denn die Angehörigen der feudalen Großagrarier und Groß-
kapitaliſten kommen nicht in die Lage, die i degeirhge in
Anſpruch zu nehmen. Mit dem endlichen Eindringen von Sozial
demokraten auch in die Provinziallandtage eröffnet ſich unſerer
Partei ein großes, bisher unbekanntes, aber um ſo dankbarerers
Arbeitsgebiet, auf dem ſie ihr Wiſſen für die leidende Menſchheit
erneut erproben kann. Wenn auch die Zuſammenſetzung des Land-
tages eine wirkſame Tätigkeit im Sinne des Sozialismus unmög-
lich macht, ſo werden unſere Genoſſen ſicher beweiſen, daß ſie
fruchtbringende Arbeit zu leiſten gewillt und vor allem beſtrebt
ſind, den alten Reaktionsgeiſt aus dem Provinzialſtändehaus zu
vertreiben.

Aus dem umfangreichen Berichte dürften folgende Angaben das
meiſte Jntereſſe beanſpruchen: Dem Prypvinziallandtag werden,
ſo heißt es in dem Bericht, immer mehr und mehr Aufgaben von
ervorragender Bedeutung überwieſen, ſo die Kriegsbeſchädigten-,
rriegshinterbliebenen- und Flüchtlingsfürſorge, dir Elektrizitäts-

verſorgung uſw. Es gehöre zu ſeinen vornehmſten Aufgaben, an
dem Wiederaufbau des völlig zuſammengebrochenen wirtſchafr-
lichen Lebens mitzuarbeiten. Die Fürſorge für Geiſtes-
kranke, Epileptiſche und Jdioten machte der Provinzial
verwaltung erhebliche Sorgen, beſonders die Beſchaffung der
Lebensmittel und namentlich die Kohlenverſorgung bereitete an
dauernd große Schwierigkeiten. Es befanden ſich am 31. März
917: 4922, 1918: 4137, 1919 hingegen nur noch 3465 Geiſteskranke,Evpileptiſche und Jdioten in der Fücſorge Der erhebliche Rückgang

n der Belegung, und zwar 1917 um 785 Köpfe, 1918 um 672 Köpfe,
wie der Bericht ausdrücklich feſtſtellt, im weſentlichen auf

vermehrte Sterblichkeit zurückzuführen. Und die ver
mehrte Sterblichkeit? Worauf die zurückzuführen iſt, das zu
ſagen, hütet ſich der Berichterſtatter, weil er eingeſtehen müßte, daß
einzig und allein das Kriegselend mit ſeiner Unterernährung an
dem Maſſenſterben ſchuld iſt. Jm Jahre 1918 hatte die Provinz
an Zuſchüſſen zu leiſten für die Anſtalt in Altſcherbitz 1 305 394.72
Mark, Nietleben 1 006 735,77 Mk., Uchtſpringe 865 650,54 Mk.,
Jerichow 365 116,11 Mk., Pfafferode 414 897,60 Mk., die Privat-
anſtalten 544 463,26 Mk., zuſammen 4 502 258 Mk. Ueber die ein
einen Anſtalten wird berichtet: Landesheilanſtalt Altſcherbitz:
Der Krankenbeſtand betrug am 31. März 1919 578 Perſonen. Der
törperliche Geſundheitszuſtand der Kranken war infolge der an-
dauernden Unterernährung wiederum nicht befriedigend. Die
ahl der n n war ungewöhnlich groß. Jm

1917 ſtarben 870, im Jahre 1918 179, in 118 Fällen war
u loſe die Todesurſache. Jm Jahre 1917 ſind 12 Kranke

als geheilt und 30 als gebeſſert, im Jahre 1918 20 Kranke als
heilt und 61 als gebeſſert entlaſſen worden. In der Landesheilanſtalt Nietleben waren am 831. März 1919 445 Geiſtestranke unter

ebracht. Der körperliche Geſundheitezuſtand war auch inſolge
terernährung ungünſtig. Außer 96 Erkrankungen an

in
Kdioten, 907atte r u was wiederum in der

bedingte Unterernährungſage z ren t infolgedeſſen alte faſt heilte Tuberkuloſe
älle wieder aufflackerten und t ode führten. Eine

weitere Urſache der erhöhten Sterblichkeit war die in ſen Deu
land verbreitete GrippeEpidemie, die auch unter den Kranken
zahlreiche Opfer forderte den beiden Berichtsjahren ſind bei
1414 Kranken 868 als s als nicht abedürftig entlaſſen worden. Jn Familienpflege waren ?nsgeſamtPerſonen untergebracht. Landeshei aſtalt Jerichow be

476 Kranke, von denen ſich 830 in der Anſtalt und 136 in
amilienpflege befanden. Der körperliche Geſundheitszuſtand war

ungünſtig, die Sterblichkeit hoch. Tuberkuloſe, Ruhr und Wund-
infektionskrankheiten ar zu. Bei 43 Kranken war Tuberkuloſe
die Todesurſache. Von den in Abgang gekommenen 868 Kranken
waren 105 geheilt oder gebeſſert. Jn der en Pfaffe

friedenſtellend,

lade die durch den

rode verblieben Ende März 1919 378 Perſonen. Auch hier war
der körperliche Geſundheitszuſtand infolge unzureichender Er-
nährung ungünſtig. Jm Jahre 1917 ſtarben von durchſchnittlich
521 verpflegten Geiſteskranken 175. Jm Jahre 1918 (von 3845
Kranken) 187, im Durchſchnitt alſo 87,556 Prozent. Jn 1560 Fällen
war Tuberkuloſe die Todesurſache. Dieſe Zahlen reden eine
geradezu S erregende Sprache. Deutli können die ver
hängnisvollen Folgen des Krieges nicht in die Augen fallen, als
dies durch die brutale Wirklichkeit darſtellenden Zahlen geſchieht.
An den gen dieſer unerhörten Menſchenvernichtung im Jnter-
eſſe des Kapitalismus iſt die bisherige Mehrheit im Provinzial
landtag, die n a rähn mitſchuldig, denn ſie ſtützte dieKriegstreiber nicht nur ideell, ſondern auch materiell durch die Be-
willigung von rund 50 Millionen Kriegsanleihe. Denen, die mit-
ſchuldig ſind an dieſem ungeheuerlichſten aller Verbrechen werden
unſere Vertreter Rechenſchaft abzufordern haben, Rechenſchaft im
Namen der Millionen Toten, der Witwen und Waiſen, Rechen
ſchaft im Namen unſeres ganzen durch den Krieg verelendeten,
zum Hunger und zum Maſſenſterben verurteilten Volkes.

Jn den Taubſtummenanſtalten der Provinz waren
Ende des Schuljahres 1918 insgeſamt 341 Zöglinge vorhanden,
und zwar in Erfurt 76, berſtadt 98, Halle 73, Qſterburg 40,
Weißenfels 54. Jm Taubſtummenheim in Schleuſingen waren
48 Pfleglinge untergebracht, von denen 5 entlaſſen wurden und
nicht weniger als 19 verſtorben ſind. Der von der Provinz ge-
zahlte Zuſchuß betrug insgeſamt 481 640,70 Mk. Jn der Haupt-
blindenanſtalt in Halle waren Ende März 1919 211 Zöglinge
untergebracht, in der Zweiganſtalt Barby 45 Pfleglinge und rund
10 Zöglinge. Der Geſundheitszuſtand war hier „im allgemeinen
zufriedenſtellend“. Die in der Anſtalt in untergebrachten 30
Kriegsblinden weitere Opfer des grauſigen Völkermordens
waren fleißig bemüht, ſich in einem Blindenberuf auszubilden.
Für beide Anſtalten wurden 525 355,25 Mk. an Zuſchuß geszahlt.

Hettſtedt. Die Noskeſozialiſten haben Mut bekommen,
ſeitdem der Vorfall mit dem Bürgermeiſter ſich abgeſpielt hat. Sie
gaben ſich der Hoffnung hin, nun bei den hieſigen Arbeitern Ge
ſchäftchen machen zu können, und beriefen daher am 27. Februar
im Hohenzollernpark eine Verſammlung ein, in der Herr Heſſe
ſprach. Dieſer Heſſe, der in Blankenburg vollkommen abgewirt-
ſchaftet hat, ſcheint ſich jetzt unſeren Bezirk als Feld neuer Bla-
magen ausgeſucht zu haben. Die Arbeiterſchaft zeigte aber wenig
Gegenliebe, denn viel mehr als 100 Perſonen hatten ſich nicht
eingefunden, von denen noch dazu ein großer Teil der U. S. P.
angehörte. Wie anders ſah es da in der letzten politiſchen Ver
ſammlung der revolutionären Arbeiterſchaft aus, wo kein Sozial-
patriot ſich zu rühren wagte! Herr Heſſe redete denn auch ohne
jeden Erfolg, während von unſerer Seite Genoſſe Schneider das
rechtsſozialiſtiſche Sündenregiſter las. Das Hettſtedter Käſeblätt-
chen ſchreibt. Genoſſe Schneider habe ſeine Bereitwilligkeit zu
einem gemeinſamen Wahlkampf mit den Rechtsſozialiſten „durch-
leuchten laſſen. Es wäre gut, wenn der Herr Berichterſtatter des

Käſeblattes mal ſein Gehör und ſein Gehirn durchleuchten ließe,
denn da iſt beſtimmt etwas nicht in Ordnung! Trotz aller Aus-
ſchlachtung der letzten Ereigniſſe gegen die U. S. P. ſind die Sozial
patrioten wieder mal tüchtig abgefallen.

Eisleben. Rieſengewinne. Die Knxe der Mansfelder
Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft erreichten in dieſen
Tagen an der Leipziger und Berliner Börſe mit 4500 Mk. einen
Kursſtand, wie er ſeit dem ſehr langen Beſtehen des Unternehmens
auch nicht im Entfernteſten erzielt worden iſt. Jm Jahre 1915 er-
zeugte die Geſellſchaft rund 20000 Tonnen Kupfer und rund 105 Ton
nen Silber, im Jahre 1918 rund 16 000 Tonnen Kupfer und 85 Tonnen
Silber. Der Preis für Kupfer hat jetzt bereits 25000 Mk. für die
Tonne weit überſchritten und der für Silber den von 25 Millionen

Vit. für die Tonne. Auf Grund dieſer Preiſe rechnet das großkapita
liſtiſche „Leipziger Tageblatt“ ganz ungeheuerliche Gewinne für die
Aktionäre der Geſellſchaft herans. Nimmt man einen kaum zu er-
wartenden ſtärkeren Produktionsrückgang an, ſo würde ans einer
Produktion von 10000 Tonnen Kupfer (d 250 Millionen Mk.) und
60 Tonnen Silber (3 2,5 Millionen Mk.) ſich eine Geſamtein-
nahme von 400 Millionen Mark ergeben. Selbſt wenn für
die 23.,00 Mann Belegſchaft ſich die Löhne auf 200 Millionen Mk.
ſtellen werden, alſo das Vierfache der im Jahre 1918 gezahlten Lohn-
ſumme bedenten würde, ſo kann mit einem ſicher zu erwartenden

Ueberſchuß von rund 200 Millionen Mark gerechnet wer-
den. Die Untoſten, die davon noch in Abzug zu bringen wären, betrugenim J. hre 1918 rund 17 Millionen Mk. Die Geſellſchaft beſitzt eigene

Steinfohlengruven im Rheinland und erfreut ſich auch in ſofern
gunſtiger Produktionsbedingungen, da ſie inmitten des mitteldeutſchen
Brannkohlengebietes liegt und deshalb ſehr wenig unter Kohlenmangel

zu leiden hat. Unſeres Wiſſens iſt das Mansfelder Kupfe ſchiefer-
revier das einzige in Deutſchland. Hier wäre deshalb ein ſehr gaün-
ſtiges Obiekt für die Sozialiſierung gegehben, doch beſteht keine Hoffnung,
daß die Regierung ſich dazu entſchließen wird. Wie hieß es doch im
vorigen Jahre während des großen Generalſtreikes: „Die Sozia
liſierung iſt da!“

Zeitz. Die Einführung der Einheitsſchule wurde von der
ſozialiſtiſchen Mehrheit gegen die Stimmen der Bürgerlichen beſchloſſen.
Ab 1. April dieſes Jahres ſollen keine Kinder mehr im Lyzeum oder
in der Mittelſchule aufgenommen werden. Alle Kinder im 6. Lebens-

jahre beſuchen dann eine gemeinſame Grundſchnle. Bezeichnend war
es, daß ein bürgerlicher Stadtverordneter, der noch dazu Lehrer iſt,
die ganze Einheitsſchule, wie ſie von Tews und der Sozialdemokratie
verlangt werde, für Quackſalberei erklärte. Der Herr ſchwur, wenn
die Einheitsſchule durchgeführt würde. verzichte er anf ſeine Lehrer-
ſtelle und gehe in die Grube! Viel Vergnügen!

Eilenburg. Elternbeiratswahlen. Am Sonntag den
7. März, finden in den hieſigen Volksſchulen W in der Mittel-

ſchule die Wahlen zu den Elternbeiräten ſtatt. Nach den Ergebniſſen
aus den ſchon erfolgten Wahlen anderwärts iſt zu ſchließen daß
vor allem die Arbeiterſchaft die Wichtigkeit und Bedeutung dieſer
Wahlen nicht in vollem Maße erkannt hat. Leider haben die Bei-
räte nur beratendes Recht und können ſomit nur Anregungen
geben; aber der Einfluß eines Beirates, der ſeine Funktion im
ſozialiſtiſchen Sinne ausübt, darf nicht unterſchätzt werden. Die
Tätigkeit erſtreckt ſich auf Wünſche und Anregnngen des Eltern
kreiſes, die ſich auf den Schulbetrieb. die Schul zucht und die körper
liche und ſittliche Ausbildung der Kinder beziehen. und die über den
Einzelfall hinaus von al gemeiner Bedeutung ſind. Soll bei ſchwer
wiegenden Verfehlungen gegen einen Schüler Schülerin) die Ver
weiſung von der Schule ausgeſprochen oder ibm im Abgangszeugnfs
eine Sittennote gegeben werden die ihm das Fortkommen erbeblich
erſchweren würde, ſo iſt mit Zuſtimmung der Eltern des Schülers mit

ent verbr
Schulunterr

Die wurde ſchon frü h h nd derder Ja Sir uſamnnen e
hat ſein übriges dazu beigetragen, daß der

unſerer Kinder immer ſchlechter wurde. Es muß
nun Aufgabe des Slternbeirates ſein, die vorhandenen Schäden
einigermaßen zu beſeitigen. Die unabhängige Stadtverordneten
fraktion hat es du eht, daß Oſtern 1920 die Grundſchule er
richtet wird. Ein Teil der Standesſchule iſt damit beſeitigt. Nun
gilt es, auf dem neuen Grund ein neues Gebäude zu errichten,
und dazu ſollen die Elternbeiräte mithelfen. Jn ſämtlichen
Schulen ſind neben den Wahlvorſchlögen der Arbeiterklaſſe noch
perſ Liſten aufgeſtellt. Die Zuſammenſetzung der gegne-
riſchen Liſten erweckt den Eindruck, als ob die Kandidaten über den
Zweck nicht aufgeklärt worden ſind. Denn man findet auch hierbei,
natürlich an au z Zog Stelle, die Namen von organiſierten
Arbeitern. Bezeichnend iſt es, daß der Macher der Gegenliſte, Herr
Rechtsanwalt Jungwirth, als einziger Siadtverordneter
Ca. die Einführung der Grundſchule geſtimmt hat.

ie Wahlzeit für die e iſt von morgens 10 bis nachmittags
8 Uhr feſtgeſetzt. Die Arbeiterliſte heißt: Wahlvorſchlag

äßler. Die Stadtſchule wählt von 9 Uhr vormittags bis 5 Uhr
nachmittags; die Arbeiterliſte heißt: Wahlvorſchlag Wie
wald. Die Bergſchule wählt ebenfalls von 9 Uhr vormittags bis
h nachmittags Wahlvorſchlag Fiſcher. Die Mittel-
r wählt von nachmittags 1 bis 5 Uhr; Wahlvorſchlag

ander. Wahlberechtigt ſind alle Eltern, die von Oſtern 1920 an
Kinder in die Schule zu ſchicken haben. Arbeiterelterni Es geht um
das Wohl eurer Kinder. Weder Mann noch Frau darf der Wahl
fernbleiben. Wählt alle am 7. März die Liſte der Arbeiter-
kandidaten.

Eilenburg. Bebel-Gedächtnisfeier.
80. Geburtstag unſeres unvergeßlichen Bebel veranſtaltet die
leitung und das Gewerkſchaftskartell am 5. März, abends 8 Uhr, im
Schü x eine Bebel-Gedächtnisſeier. Neben der Feſtrede, die
Genoſſe Raute übernommen hat, wird der Freie Sängerchor durch
künſtl riſche Darbietungen die Feier ausgeſtalten. Die Ehrung unſeres
alten verdienten Vorkämpfers muß eine Maſſfengktion der organiſierten
Arbeiterſchaft werden. Jeder Einzelne trage zum Beſuche dieſer Ver
anſtaltung mit bei.

Annaburg. Aus dem Gemeinderat. Jn der letzten Sitzung
wurden die Genoſſen Walter und Kühnaſt in den Schulvorſtand und
der Architekt Herr Beſchnidt in die Baukommiſſion gewählt. Die Ver-
gebung der Bauarbeiten auf dem Rathausgrundſtück wurden, da die
Koſtenanſchläge vom Architekten noch nicht zurück waren, abageſetzt.
Der Ertrag für die gefällten Erlen an der Promenade beträgt 6833 Mk.
Es ſollen noch 2 Eichen, welche den Verkehr hindern, gefällt werden
Ueber die anderen, tiefſſtehenden Eichen ſoll auf Antrag eines unſerer
Genoſſen erſt ein fachmänniſches Urteil eingeholt werden, ehe zur
Fällung geſchritten wird. Die Koſten für die Beheizung eines Näh-
unterrichtsraumes werden bewilligt. Zum Mitglied des Wohnungs
ausſchuſſes wurde Herr Kunze gewählt. Ein Antrag auf Aufhebung
der Hreisſchlächterei wurde zwei Genoſſen, die Mitglieder des Kreis-
tages ſind, überwieſen. Der Antrag auf Pachtung der alten Holzablage
zum Spielplatz für den Sportverein wurde auf Befürwortung unſerer
Genoſſen angenommen. Der Antrag der bürgerlichen Vereinigung,
die Luſtbarkeitsſteuern für diejenigen alten Vereine, die keinen Eintritt
erheben, zu ermäßigen, wurde, da die ſozialiſtiſchen Vertreter ſich da
gegen wandten, von der B. V. zurückgezogen. Der Antrag der B. V.u Inſtandſetzung der Töpferſtraße und die ſich hieran anſchließende
Anfrage, wann endlich die Pflaſterung der neuen Welt begonnen wird,
löſte allgemeine Verwunderung ausc, da der Antrag ſchon in der vor
hergehenden Sitzung erledigt war Man hatte allgemein das Gefühl,
daß der Antrag der B. V. nur Wahlmache, und ſie die Arbeiten, die
ſchon in nächſter Zeit zur Ausführung kommen, als Anlaß ihres An
trages hinſtellen wollen. Oder ſollten dem proviſoriſchen Vorſitzen
den und Geburtshelfer der B. V., der in der letzten Zeit einige
Sitzungen nicht beſuchte, die Beſchlüſſe der Inſtandſetzung der Lochauer-,

Feld, Hohe- ev. Friedhofſtraße nicht bekannt geworden ſein Das
halten wir. für ausgeſchloſſen, da dieſer Herr Abſchriften ſämtlicher
Protokolle der Gemeindevertreterſitzungen ſowie Kommiſſionsſitzungen
in ſeiner großartigen Aktenmappe mit ſich herumſſhleppt, vielleicht
auch noch darauf ſchläft. Jn einer Sitzung nannte der betreffende
Herr einen unſerer Genoſſen, welcher in einer Parteiverſammlung
mit dem Bürgerlichen Geſetzbuch erſchien, Drahtzieher. Unſerer Auf-
l ung nach paßt dieſer Ausdruck für einen anderen Herren viel beſſer.

Zum Andenken an den
Partei

ie Teuerungszulagen der Beamten um 150 Prozent wurden noch
zuletzt angenommen.

Pieſteritz. Ein bedauerlicher Beſchluß. Die Arbeiterſchaft
der Reichsſtickſtoffwerke Pieſteritz lehnte in einer Betriebsverſammlung
zum Proteſt gegen das Betriebsrätegeſetz die Aufſtellung einer Kan-
didatenliſte ab. Dieſer Beſchluß iſt ein Fehler. Die Taktik der Wahl
enthaltung bei ſchlechten Geſetzen iſt noch niemals die Taktik der re
volutionären Arbeiterſchaft geweſen, ſondern ſeit jeher das typiſche
Kennzeichen ſyndikaliſtiſcher Desperadopolitik. Jn dieſer Erkenntnis
haben ſowohl die Unabhängige Sozialdemokratie wie auch die
Kommuniſtiſche Partei beſchloſſen, den Arbeitern die Beteiligung an
den Betriebsratswahlen zu empfehlen. Wahlenthaltung wäre nur dann
nicht direkt ein Fehler, wenn die Ausſicht beſtände, mit einem kurzen
Ruck die ganze kapitaliſtiſche Clique zu beſeitigen. Daß dieſe Ausſicht
nicht beſteht, ſondern daß uns noch ein ernſter und langwieriger
Kampf bevorſteht, wiſſen auch die Arbeiter des Reichsſtickſtoffwerkes.
Es ſteht zu hoffen, daß der verfehlte Beſchluß revidiert und die re-
volutionär geſinnte Belegſchaft gerade dieſes wichtigen Werkes den
Betriebsrat nicht etwelchen Gelben oder ſonſtigen Judaſſen üderläßt.

'us den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Der falſche Offizierſtellvertreter. Am 1. März begann die nene
Schwurgerichtsperiode mit der Verhandlung gegen den 28jäh
rigen Kaufmann Joſeph Boßlet, der des Betrugs und Betrugs-
verſuches angeklagt war. Jn einem Magdeburger Lazarett gab
er ſich im Sommer vorigen Jahres als Offizierſtellvertreter aus
und erhielt infolgedeſſen auch ein höheres lernen ob
wohl er während ſeiner Militärzeit nur Gemeiner war. Nachdem
er kurze Zeit im Lazarett war, für 14 Tage aber ſeine Löhnun
ſchon im voraus erhalten hatte, floh er heimlich nach Halle u
verlangte am BVegzirkskommando einen Mantel und Zivilanzug,
da er beides bei ſeiner Entlaſſung nicht erhalten hätte. Bei dieſer
Gelegenheit wurde er feſtgenommen. Vor Gericht legte Voßlet
ein volles Geſtändnis ab. Da die Geſchworenen die Schuldfrage
bejahten, lautete das Urteil auf ein Jahr fünf Monate Gefängnis.

Allerlei.
Der Geburtenrückgang.

Der franzöſiſche Hygienenminiſter Breton hat einen oberſten
Geburtenrat eingeſetzt, der alle m zur Hebung der ſtark
abnehmenden Geburtenzahl beraten ſoll. Demgegenüber betont die
Humanite, daß nach den berühmten Unterſuchungen Charles Richets
von der Akademie die dw 17 des Geburtenrückganges der Fort
ſchritt der Ziviliſation ſei. Für hohe Kinderzahl wirken: Religion,
Elend, Unwiſſenheit und Trunkenheit. Jm ſtreng katholiſchen
Morbiyan oder Finiſtere kommen 250 Geburten auf 10000 Einwohner,
im freidenkenden Vardepartement 137. Die hohe Gebnrtenzahl ſei
kein erſtrebenswertes Ziel, ſondern ein zu bekämpfendes Uebel.

Gefährlich iſt s Bei einem verſuchten Einbruch in das
Pulvermagazin in Burg entſtand eine Exploſion, die das
Magazin vollſtändig vernichtete. Einer der Diebe fand dabei ſeinen

Tod, einer wurde ſchwer verketzt, von dem dritten fehlt bis jetzt jede
Spur.

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
F rechttunden für auswärtige Partei und Gewerkſchafts

jeder nur vormittags von 11 bis 1 Uhr; für in a woh
der Elternbeirat vorher zu dören. Der Elternbeirat beruft in Ver nende nur nachmittags von 440 bis 7 Uhr. end nach
bim mit dem Lehrkörper GeſamtElternve rſammlungen ein, mittags und Sonntags geſchloſſen



glöckle-Bratwurst e
Täglich nach. Konvrert. Ab 5 Uhr:
der neue Spielplan i
ermann Klndermann, aehs. Komiker.
Naumann-Stein, Gesang Tanz- Dort 8

Romeo-Melton- Renas- Duett und die übrigneuen Künstléer. Der Urkom. fosee t

Alte bromen de Ecke ür. Ulrichstr.
s m

Kramer Künstlersplele,
Delitzscher Straße 2. Am Riebeckplatz.

Neues, erstklass, Programm.
U. a.: Roma u. Charly, Gabor u. Gabero

rom Ba tenber rt s-Iheater. Leipzig. 8750
wanner ſſemeinſ

)onne rvia 7676
Der gqrosse Boll.

o rdhester Von Hallen Bevifes BerohardtS ſt 3 Uhren nei Rebdehurg.

KReichshof.
Mittwoch, den 3. März:
Bunter Abend.
Speckkuchen. Echt Bahriſch Bier.
Sounabend, den 6. März:

Gloßer Geſellſchafts- Abend

mit den neueſten Vorträgen.
Anfang 7 Uhr. R. Recke.
Eilenburg.

BebelGedüchtnigfeier!

Zur Erinnerung an den 80. Geburtstag Bebels
findet am

Freitag, 5. März, abds. Punkt 8 Uhr,

X
im „Schützenhaus

eine Gedächtnisfeier an.
Neben der Gedächtnisrede wird der FreieSängerchor“ künſtleriſche Darbietungen ver X

anſtalten xWir erwart en
x Arbeiterſchaft.

54765
zahlreiche Beteiligung der

Die Parteileitung. Das Gewerkſchaftskartell. t
h

c =T=D=DJ 2 Z=DZ TTunsportarbeiter Berband.
Freitag, den 5. März, abends ;8 Ahr,

im Volkspark, Burgſtr. 27Mitglieder Verſammlung S

Tagesordnung:
Das Betriebsräte-Geſetz u. unſere

Stellungnahme dazu.
Referent: Kollege Ferdinand Bender. BRerlin,

Ritas der Nationalverſammlung.
erden die Mitglieder dergeſamten Handels und Transportgewerbes der

Poſt, der Straßenbahnen, der Kleinbahnen u i
aller ſonſtigen Gruppen dringend eingeladen.

Jeder einzelne Betrieb muß vollzählig erſcheinen!
S s geht um die Ausnutzung unſeres Rechts!

Bio Ortsverwaitung.

Hierz Gruvve des

Bad S Schmiedeberg

Freitag, den 5. März, abends 8 Ahr,
im Hotel Malſch:

Fluuen- Verſummlung.
gesordnungDie Frau i im Wirtſ chaftskampfe.

Referentin: Frau Krüger,
Insbeſondere ſind alle Frauen und Mädchen zu

dieſer Verſammlung eingeladen.

*4759 Die Einberuferin.

H. alle

hochkeimfähig,. Beſtand aus meiner aufgelöſtenGärtnerei, ſehr billig für Kleingartenbefitzer,
abzugeben. Ernte 1919 von Quedlinburger Firma.

R. Zötzer,zurzeit BDiemitr. r Breiteſtraße 7, TilI.

S Zigareiten zDeene garer u. àgqyptische

T. u. B., Chesterfield, Piedmont, Happi
Hit. Gloriette, Tadmor, Cavalia, Heimar.

be AHes extra starke Anrken.x Gimpei, Alte Promenade 6.
Nicht mit Neue Promenade verwechseln. 8787

Volkspa re e 27
Grosser Saal. W 8778

Heute, Mittwoch, abends 6 Vhr, das grosse, beliebte

Wiener Ballfest,
Veueste Tänre. Volle Streiehmuslk.

Neu eingetroffen grosses Posten

Herren-Anrugctoffe

EBEMEMEMEEGGEEBEGGGEEGEEEELIEMM

nur gute Qualitäten.

Meter von 150.,00 Mark an.

Halle, Halle,ung Str.
ſ. Shne leſprſger Str.

J.

Inh.: Johannes Hagenow.

W S J zIch zahle!
für

Arigin. Lumpen, Kilo 150 Pf. Kupfer

n 108
Alt- Papier 60öchmiedeeiſen in Führen 4.75

J 100 Kilo 170.00 M. Kotguß 21.00
men in Fuhren Strumpfwolle. 28.00Kilo 200.90 R. Hoſenfeüe nach Auglität.

Kaninchenfelle nuch Größe und Gewicht.

Richt Genanntes zu den bekannten hohen Preiſen.

Bei 50 Kilo erhöhen ſich die Preiſe!
Außerdem erhalten Klempner und verwandte Berufe für

Metalle Ertra Preiſe.
Offerten wollen Sie einholen!

Alle ort die 1hen. bohe eriſen

Nur Anna Theuring
Nur Gr. Wallsitr. 42.

Tel. 4263. Koſtenloſe Tel. 4263.,
Hetall-Sammler m e

8748

Kilo 21.00 M.
11.00,,
1.50

Quegeſelwer.
Kaufe jedes Quantum,ahle die höchſten Preiſe. *4619

Otto Mimmig, Bitterfeld.
Telephon 650. Querſtraße 15.
i rte l geh rikt e n e e

Jahle
8776Kupfer gilo 21,20 Mt.

Rothuß. 41,20
Meſſing 26Beil

Betriebe,
Klempner, verwandte Berufe und
Metallſammler erhalten Ertrapreiſe.
Metallaufkänfer geſucht!

Dachritzſtraße 4, Hof.

Junges, kräftiges

Mädchen
zum Flaſchenſpülen

wird ſofort eingeſtellt.
Streiberstraße 15.

J J

Folſe,
ahnen Volhe bien

kauft zu höchſten

Pelz u. ſeise,
Rangaizehestr. I. Tel. 1667.
Händler erh. hohe Breife.
Anvschoeiden! undenedrm!

2 Frauen 7
verlangen *4302bei Störun gen u. U ntegei-

müßigkeiten sofort vur d.
anerkannt vorzügliebe

Dr. Hoffmanns Mensalliv.
Best bewahrt u. omptfobil
Garant. unschadi. Pr. M. 8.90
Versand diskr. nur dureh

Pr. K. Heffmann Co.
Berlin-Schöneber 8 245.

r ZD

Kaufe jeden Poſten

Pferde
zum Schlachten.
Gustav Schenk,

Roßſchlächterei,

Diemitz e rreis)Telephon 289.

Kluge
Frauen

lassen sich nicht täuschen
durch so oft an gebotene
meist wertlose Präparate.

S Nee men Sie beiß t StocknusgLage rund nur meine
auch in verzweifelten Fäl-
len erprobten wirksamen
Mittel. Sie werden über-
rasoht und mir dankbar
sein. Diskr. Vers. m. Ga-
rantie, vollk. unschädlich,
andernfalls Geld zurück.
O. Hunsen. Hamburg.
*4608] eidenaliee 50.

t 2ziwçW-m JAlle Sorten

T rFelle. z
Häute, Tierhaare

und Wolle
kaufen zu Höchstpreisen

Gebr. Danolowitz,
Fiseherplan 2. Tel. 1178

pro Kilo I6 M.. 8522Kautt jeaen Post

kunhon n

à

Reparaturen
7581 anUhren
übern. bei ſolider Ausführ.

zu normalen Preiien
Kurt Unger. Vhrmacher
Große Steinſtraße 85

(gegenüber Barfüßerſtr.

WGummi-
waren-Versancdh,

Liste Nr. 3 eipfordern.
E. Rertzscher,
T eipriger Str.
(Ecko Poststr.). 7575

ugherg saucherdankl
es. es ermögi. ininig. Tag. d. Rauchen
z. od. teiiw. 2. interl.

Arn t. be gutauhtet. Wirkg.
vrearblött. Vollst. unschägdli.Täglich Anerkeniang m.

Auskunft umsoönst.
Versanüähans S wgr3
Känchen K. 26, Watt r. 38.

Befreiung sofort. Alter
und Gesehlecht m 7
AusKunft umsonst. 422Sanls Versand Mönche h ä

mücherdans

ermögi. in wenigen
Tagen
ru lassen. Amdien
begutachtet. Ver-
blätftend wirkend.

Dankschreshb.
Auskunft umsonst.

Merkur-Versand München 201,

*4250 Neurvuthervtr. 13.

Wismut
kleinere u. größ. Mengen
zu kaufen geſucht. 8753

Hirſchapotheke.
Huecha wer

einere und größere
Mengen, zu kaufen geſucht. Hirſchapotheke.

Felle, Häute,
kauft zu Seclorehen

Welse, freann 5.

SektWein- und an
Sahnefiaschen

kauft zu höchſten Preiſen

A. HoHang,
Zapfenſtraße 18.

J ulas Rat en

un i.

errereBruchbänder, Geradehalter,
Vorfallbandagen, Suspensorien

Wanöernierenbandager.
Hadelbruchdänder, Gummistrümpte,

Piattfuseinſagen, Leibbinden

und sämtliche Artikel zur
Kranken und Wöchnerinnenpflege.

Keparaturen aller ArtS in kürrester Zeit.
Halle. Gr. Ulrichstr. 63.

gegenüber 8786I Arnold Troitzseh.
3 Fernsprecher 4599.

J Krankenknssenliefernaut.ne LIXILI IEinen Poſten halbe Damenſchuhe,
Damenſchnürſchuhe,
Herrenſchuhe

verkauft zu herabgeſetzten Preiſen
Kadewell. Thalftraßze 3 II *4766

S
W

Geſucht für ſofort *4749
1 Elektromonteur u.
l Masch.-Schlosser.

G BRornusehein,
Neumark Bez. Halle

u

2760 e

Geſucht für die Führung eines ForwlerſchenDampfpfluges (2- Maſchinen-Syſtem)
ein Dampſpflug Muſchinenmeiſter,

Lokomotivführer und Steuer
Vewerbung. unt. Ang. der

Deputat mit Zeugnisabſchr. erb.

welcher auch 2
mann ſtellen ann.
Lohnanſpr.bomanenrat ver Frliedrichswerth (Thür.).

=—TEDAZZDAmlliſe Veconnemoyungen.

S
Städtiſcher Verkauf von i weißen Bohnen mit

Fett in Doſen
in der Talamtſchule, am Donnerstag, den 4. März.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber derLebensmittelſ cheine mit den Rummern 653001 61 500,
vormittags von 8 12 Uhr, und die Inhaber der
Nummern 61501-68 500, nächmittags von 2—8 Uhr.
Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheins wird fürjede Perſon eines Haushaltes eine Doſe weiße Bohnen
Intt Fett, zum Preiſe von 3 Mark für die Doſe, ab-
gegeben. Abgezählte s Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Milchſüßſpeiſe und
Puddingpulver in der Talamtſtraße am Donners-
tag, den 4. März 1920. Zugelaſſen zum Einkaufwerden die Jnhaber der Lebens mittelſcheine mit den
Rummern 53001 bis 61 500, vormittags von 8 bis
12 Uhr, und die Inhaber der Nummern 61501 bis
68 500, nachmittags von 2——6 Uhr. Für jede Perſon
eines Haushaltes wird ein Paket Milchſüßſpeiſe
zum Preiſe von 55 Pf. oder ein Paket Pudding-
pulver zum Preiſe von 30 Pf. abgegeben. Der
Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld
ift bereit zuhal ten.

Di efenigen Inhaber von Kleinhandelsgeſchäften,
welche Kundenliſten ein gereicht haben, werden hier-
durch aufgefordert bei den von ihnen gewählten
Großzfirmen. die in nächſter Woche zum Verkauf
eſangenden Ackerbohnen und Auslandsmarme-
ade vom 4. bis 6. März abzuholen. Bekannt-
Werrn über Regelung des Ve rkar ifs erfolgt ſpäter.
Die Ablieferung der bei obiger Verteilung abzurennenden Marken hat bis ſpät eſtens zum 22. März
d. J. zu Hunder: en gebündelt im Stadternährungs-
amt, Marktplatz 22. I. Obergeſchoß (Saal links) unterAngabe des Reſtbeſtandes zu geſchehen Zuwider-gaiſhiungen ünteriſegen der e grsch S 17
der Verordnung vom Sept. 4 Nov. 1915.

Brrr

et SKieie Verteilung
Vom Kreisausſchuß iſt uns eine kleinere Menge

Kleie zur Verteilung an hieſige Einwohner, welcheKaninchen, Ziegen und Schafe beſiten, überwieſen.
Bezugsſcheine werden in den Rachmittagsſtunden
von 2 5 Uhr im Bureau des Lebensmittelamtes,

Halle.

DZDDT

Leipziger Straße 1, wie folgt qusgegeben: Donners
tag, den A. MNärz, an die Bewohner der inneren
Stadt, und Freitag, den 5. März, an die Bewohnerder äußeren Ftad, Der Lebens zmittelſchein iſt vor
zulegen. Die Mitglieder des Kaninchenzüchtervereins,
ſowie die Mitglieder des Eiſenbahner-Kleintierzucht
vereins erhalten die Kleie durch die Vereinsvorſtände
zugeteilt.

Delitz ſch, den 1. März 1920.
Der Magiſtrat

Die Verord nung vom ſ. 2. 192 die Einfſihrung
von Höchſtmieten betre ffend, wird dahin ergänzt,
daß ſich Die Höchſtgrenze von 20 der Friedensmicte
auf Miefräume ſeder Art erſtreckt.

Delitzſch, den 2. März 1920.

W Der Wagiſtrat.Se EZitter feld e S
Fleiſchverſorgung.

Jn der Woche vom 1. bis 7 J März kommen aufden Fleiſchmarkenabſchnitt Nr. 3 zur Ausgabe a) fürdie Fiſcher ufsſtellen der Stadt Bitterfeld und
der Bezirksſchlächtereien Düben Zörbig für Er-wachſfene 150 Gr. Friſchfleiſch, für ine unt. S
75 Gr. Friſchfleiſch, im übrigen Teil des Kreiſes
für Kinder und Erwachſene 120 Gr. Büchſenfleiſch
zum Kleinperkaufsprei s pon 1,20 Mk.

Bitterfeld den 2. März 1920.
Der Kreisausſchut des Kreiſes Bitterfeld.

Freiherr von Bodenhaufen.
n eceSST SEilenburg

Krankenverſorgung.
Wir haben wieder Veranlaſſung darauf hinzu

weiſen, daß nur an ſchwerkranke Perſonen Milch
verabreicht werden kann. Da für die Krankenver-
ſorgung der Stadt nur 360 Liter Vollmilch täglich
verbraucht werden dürfen, muß der größte Teil derAnträge zurückgewieſen werden. Die Herren Aerzte
ſind angewieſen, nur noch in ganz dringenden FällenRahrungsmittelzulagen zu verordnen und auch dieſe
können nur bewilligt werden, ſoweit die vorhandenen
Mengen ausreichen. Kriegsbeſchädigte haben eben-
falls nur dann Anſpruch auf Zulagen, wenn ihreSarg die Plage unbedingt erforderlich erſcheinen
aſſen. Da durch den Mehrverbrauch, beſonders anilch, die Fettverſorgung der ganzen Bevölkerung
in Frage geſtellt wird, empfehlen wir zweckl oſe An-

träge zu unterlaſſen. *4763Eilenburg, den 28. Februar 1920.

W

Der Magiſtrat.
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